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Die Projektbausteine

Diskriminierung auf Grund der „Rasse“ (Hautfarbe), ethnischen Her-
kunft oder Religion auf den lokalen und regionalen Wohnungsmärkten 
bildet den Fokus des Antidiskriminierungs- und Integrationsprojektes, 
das der Planerladen e.V. (Dortmund) im Auftrag des Landes Nordr-
hein-Westfalen (jetzt Ministerium für Generationen, Familie, Frauen 
und Integration) seit 1997 betreibt. * Die auf dieser Basis entwickelten 
Aktivitäten werden - wie bei derzeit vier weiteren Projekten in NRW 
- bislang über das Landesprogramm zur „Förderung von Maßnah-
men und Initiativen gegen Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Dis-
kriminierung sowie zur friedlichen Konfliktregelung in Stadtteilen mit 
besonderem Erneuerungsbedarf“ unterstützt. Die in das Antidiskrimi-
nierungsnetzwerk aufgenommenen Projekte decken mehrere struktu-
rell integrationsrelevante Bereiche ab, wie z.B. Arbeit, Öffentlichkeit, 
Polizei, Schule, Verwaltung, Wohnen (siehe dazu auch www.nrwge-
gendiskriminierung.de). Das ausschließlich auf den Wohnbereich be-
zogene Dortmunder Projekt umfasst insbesondere die drei folgenden 
Projektbausteine:

—  Die (qualitative) Erfassung und Dokumentation der Versorgungssi-
tuation von Migranten auf dem Wohnungsmarkt sowie hier beste-
hender ethnisch-selektiver Strukturen oder diskriminierender Mecha-
nismen. Dies wurde in der Anfangsphase zunächst in der Weise 
verfolgt, dass neben der Sichtung und Auswertung relevanter Lite-
ratur und Materialien ausgewählte Wohn- und Siedlungsprojekte 
im Dortmunder Raum im Rahmen qualitativer Fallstudien untersucht 
und entsprechend dokumentiert wurden (vgl. Planerladen 1999). 
Hinzu kamen Interviews mit Immobilien-Agenturen, Wohnungs-
gesellschaften, Verwaltungsstellen und politischen Instanzen zur 
Frage der Zugänglichkeit verschiedener Wohnungsteilmärkte für 
Migranten als Mieter ebenso wie als Käufer bzw. Eigentümer. Die 
im Projektverlauf schrittweise erfolgte räumliche Ausweitung mün-
dete schließlich in einer landesweiten schriftlichen Befragung von 
Wohnungsgesellschaften, die durch telefonische Fokus-Interviews 
zusätzlich vertieft wurde (vgl. Planerladen 2005 u. 2006). Eben-
falls mit überregionaler Perspektive sind von Ende 2006 bis Anfang 
2007 Testing-Maßnahmen bei Online-Immobilienanbietern in nor-
drhein-westfälischen Städten durchgeführt worden (vgl. Planerladen 
2007).

—  Die interkulturelle Öffnung von kommunal-politischen Diskursen 
über institutionelle und ethnisch-kulturelle Grenzen hinweg. Dazu 
gehörte in der Frühphase des Projektes vor allem die exemplarische 
Durchführung örtlicher Nachbarschaftsforen in der Dortmunder 
Nordstadt, bei denen insbesondere Fragen des Zusammenlebens 
von einheimischen Deutschen und Migranten im Wohnbereich 
thematisiert wurden. Dort erfolgte zwischen den Nachbarn auch 
eine kontrovers geführte Diskussion über die Vor- und Nachteile 
der Quotierung von Ausländern im Wohnbereich. Generell rückte 
ab dem Jahr 2000 vermehrt die gemäß den gültigen EU-Richtlinien 
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in Deutschland zu implementierende Antidiskriminierungsgesetz-
gebung in den Blickpunkt der Aktivitäten. Positive Impulse konn-
ten in diesem Projektbaustein nicht zuletzt über diverse Veröffent-
lichungen und Experten-Workshops sowie über die Teilnahme an 
Fachdiskursen und verschiedenen politisch-öffentlichen Dialogen (in 
einzelnen Städten und bei überregionalen Events) zum Umgang mit 
den Anforderungen einer Einwanderungsgesellschaft gesetzt wer-
den (vgl. Planerladen 2003, Planerladen 2005). In den letzten Jah-
ren sind auch Trainings- und Schulungsangebote zur interkulturellen 
Sensibilisierung und Öffnung administrativer kommunaler Instanzen 
sowie privater Akteure des Wohnungsmarktes hinzugekommen.

—  Die Entwicklung und Erprobung von exemplarischen Antidiskri-
minierungsmaßnahmen, die zur vermehrten Sensibilisierung von 
Personen und Institutionen der Mehrheitsgesellschaft für Fragen 
des interkulturellen Zusammenlebens sowie zur Wahrnehmung der 
ausschließenden Wirkungen diskriminierender Strukturen in unter-
schiedlichen gesellschaftlichen Bereichen beitragen sollen. Dazu 
gehören stadtregionale Plakatierungs- und Presseaktionen zur Öff-
nung von für Migranten erkennbar geschlossenen Wohnstandorten. 
Hinzu kamen Kampagnen wie die Aktion „Noteingang“ oder die 
Aktion „100.000 Stempel gegen Diskriminierung und Fremden-
feindlichkeit“. Letztere hat deutlich überregional Resonanz erfah-
ren. So haben etwa Bundestags- und Landtagsabgeordnete unter-
schiedlicher Parteien die Projektidee aufgegriffen und in einer Art 
Schneeballeffekt nach Düsseldorf und Berlin getragen. Die Stempe-
laktion konnte unter dem Motto „Millionen E-Mails gegen Diskrimi-
nierung und Fremdenfeindlichkeit“ inzwischen auch in die digitale 
Medienwelt hineingeführt und als Aktion etabliert werden (siehe 
www.integrationsprojekt.net).

* Auf Ablehnung der unabhängigen Antidiskriminierungsstellenstellen in NRW 
stößt das Festhalten an dem Begriff „Rasse“, da der Begriff rassistische Denkstruk-
turen reproduziert. Auf Ablehnung stößt weiterhin der ausdrückliche Ausschluss 
des Diskriminierungsmerkmals Staatsangehörigkeit. Rassistische Ausschlüsse 
vom Arbeitsmarkt oder beim Zugang zu Bildung, die auf ausländerrechtliche 
Regelungen zurückgehen, können mit dem Allgemeinen Gleichbehandlungsge-
setz (AGG) weiterhin nicht beseitigt werden! Hier wurde die Chance verpasst, 
über die EU-Richtlinien hinauszugehen, um eindeutige Position gegen Diskrimi-
nierung und für die Integration von Nicht-EU-BürgerInnen zu beziehen.
(vgl. http://www.aric-nrw.de/de/docs/start_start.html)

** Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wurde in dieser Broschüre in der Regel 
die männliche Schreibweise verwendet. Wir weisen an dieser Stelle ausdrück-
lich darauf hin, dass sowohl die männliche, als auch die weibliche Schreibwei-
se gemeint ist.
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1 Einführung

Die signifikant schlechtere Wohnungsversorgung von Migrantenhaushal-
ten ist jenseits sozioökonomischer und demografischer Faktoren wesent-
lich auch auf die Wirkung diskriminierender Mechanismen und Praktiken 
auf dem Wohnungsmarkt zurückzuführen. Es reicht deshalb nicht aus, die 
defizitäre Wohnungsversorgung von Personen mit Migrationshintergrund 
zu analysieren. Vielmehr muss auch das Ausmaß von Diskriminierung 
beleuchtet und in den Blick gerückt werden. Da die von Diskriminierung 
betroffenen Haushalte vielfach nichts davon wissen („unsichtbare“ oder 
„subtile“ Diskriminierung) oder nur Mutmaßungen darüber anstellen kön-
nen („gefühlte“ Diskriminierung), führt kein Weg an der systematischen 
Erfassung von Diskriminierungstatbeständen vorbei. Testing-Verfahren 
(als Online-, Telefon- oder Face-to-face-Testing) bieten an dieser Stelle die 
einzige Möglichkeit, unabhängig von der individuellen Benachteiligung 
von Migranten, die strukturelle Ausgrenzung als Ergebnis von Diskrimi-
nierungspraktiken auf dem Wohnungsmarkt aufzuzeigen.

1.1 Wohnungsversorgung von Migranten

Die durchschnittlich deutlich schlechtere Versorgungssituation von 
Migranten auf dem Wohnungsmarkt erklärt sich nicht allein durch deren 
sozialen Status („Unterschichtung“). Ausländer - so der klare Tenor einer 
Studie des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW, Berlin) - sind 
vielmehr auf dem Wohnungsmarkt allein schon deshalb benachteiligt, 
weil sie Ausländer sind (vgl. Clark/Drever 2001). Diese Benachteiligung 
von Migranten auf dem Wohnungsmarkt wurde seit Ende der 70er Jah-
re in zahlreichen Veröffentlichungen thematisiert und erörtert (vgl. Ipsen 
1978, Arin 1983, Arin/Gude/Wurtinger 1985, Eichener 1988, Institut 
für Politikwissenschaft/Institut INTELLIGENZ SYSTEM TRANSFER 1994, 
Häußermann/Siebel 1996, Gestring/Bremer 2004, Worbs u.a. 2005). 
Sie wird wesentlich damit erklärt, dass bestimmte Wohnungsteilmärkte 
aufgrund spezifischer (institutionell und/oder sozial bedingter) Barrieren 
für viele Migrantengruppen nicht oder nur durch Inkaufnahme erhöhter 
Transaktionskosten zugänglich sind (Giffinger 1999, 36 u. 45). 

Auf dem für sie stark verengten Wohnungsmarkt zahlen Migranten im 
Schnitt pro Quadratmeter Wohnfläche deutlich mehr als Einheimische 
(sog. „Ausländerzuschläge“) - und dies trotz der in der Regel geringeren 
Größe sowie der schlechteren Ausstattung und Lage ihrer Wohnungen 
(sog. „Qualitätsdiskriminierung“). Dies lässt sich nur z.T. mit dem Um-
stand erklären, dass die Neuzuwanderer unter ihnen, aber auch die auf-
grund unsicherer Wohnperspektiven zu erhöhter Mobilität gezwungenen 
Migrantenhaushalte auf das jeweils aktuelle Angebot an verfügbaren 
Miet- und Eigentumswohnungen angewiesen sind. Sie müssen sich somit 
überwiegend aus dem teuersten Bereich des ihnen zugänglichen Markt-
segments bedienen.

Von „Diskriminierungsmieten“ ist spätestens dann zu sprechen, „wenn 
dieselbe Wohnung an einen Ausländer gegen eine höhere Miete als 
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an einen Deutschen vermietet würde“ (Häußermann/Siebel 1996, 209). 
Zwar gehören Migranten als zumeist große Haushalte grundsätzlich zu 
einer Risikogruppe auf dem Wohnungsmarkt. Dennoch sind ihre häufig 
schlechteren Wohnverhältnisse kaum ohne die Wirkung diskriminierender 
Praktiken zu erklären. Diese zu quantifizieren, fällt allerdings schwer. 
In der bereits erwähnten DIW-Studie wird durch Regressionsanalysen 
nachgewiesen, dass Ausländer tatsächlich schon deswegen benachteili-
gt sind, weil sie keine Einheimischen sind.

Im Rahmen ihrer Untersuchungen über „Prozesse der Integration und 
Ausgrenzung“ von türkischen Migranten der zweiten Generation kom-
men Gestring/Janßen/Polat (2006) zu der Schlussfolgerung , „(...) dass 
türkische Wohnungssuchende bestenfalls die zweite Wahl darstellen. 
Gibt es mehrere Bewerber für eine Wohnung, hat der türkische schlech-
tere Chancen als der deutsche - sei es aufgrund der Quotierung oder 
aufgrund persönlicher Vorbehalte“ (Gestring/Janßen/Polat 2006, 85; 
Herv.d.V.).

Die bisher entweder über standardisierte Befragungen oder qualitative 
Interviews erlangten Erkenntnisse über die Wohnungsversorgung von 
Migranten sind für sich genommen zwar durchaus aussagekräftig, sie 
unterliegen jedoch gewissen Einschränkungen. So sind die Befunde in 
der Regel nicht repräsentativ, sondern spiegeln die zuvor selektierten 
Stichproben wieder. Oder aber sie erweisen sich als so hochgradig ag-
gregiert, dass sich verwertbare Hinweise über Verursachungsmechanis-
men von Benachteiligung oder Diskriminierung im Wohnbereich kaum 
ableiten lassen.

1.2 Hinweise auf Diskriminierung im Wohnbereich

Verdeckte Selektivitäten

Manchmal offen, weit häufiger aber in subtiler Weise finden diskriminie-
rende Belegungspraktiken oder Quotierungen auf dem Mietwohnungs-
markt Anwendung. Diese lassen die Anteile von Migranten in einem 
bestimmten Haus, Block oder Quartier nicht über einen bestimmten Pro-
zentsatz hinaus ansteigen. Der Vermieter, Makler, Wohnungsverwalter 
etc. wird dabei zum „Gatekeeper“ (Häußermann/Siebel 1996, 210f.). 
Auch für den Verkauf von Häusern oder Grundstücken finden sich Hinwei-
se auf ungleiche Zugangsmöglichkeiten für Migrantenhaushalte. Schließ-
lich werden entsprechende Selektivitäten auch im Bereich der Vergabe 
bzw. Vermittlung von Darlehen, Krediten, Hypotheken etc. zum Erwerb 
oder zur Modernisierung von Immobilien sowie bei der Gewährung von 
gebäudebezogenen Versicherungen deutlich. Hier kommt insbesondere 
die zunehmende Verbreitung von Strategien des Geomarketings und die 
damit einhergehende flächendeckende Einführung von Scoring-Systemen 
zum Tragen, bei denen der Wohnstandort, die ethnische Zugehörigkeit, 
etc. immer mehr auch für die Definition von Ausfallrisiken Bedeutung 
erlangen.
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Die ethnische Zusammensetzung eines Quartiers, so die scheinbar aus-
schließlich ökonomisch-rational begründete Befürchtung von Vermietern, 
Eigentümern, Finanzierern etc. kann die Rentabilität von Immobilien ne-
gativ beeinflussen. Durch Zuzug von Migranten, denen zumeist unge-
rechtfertigt und allein aufgrund ihrer Herkunft oder Ethnie seitens der 
Vermieter unterstellt wird, Problem-Mieter zu sein, sehen etwa Eigentümer 
die Attraktivität ihrer Immobilie für besserverdienende deutsche Mieter 
schwinden. In ihrer Argumentation beziehen sie sich dabei vor allem auf 
ihre deutschen Stamm-Mieter (vgl. Gestring/Janßen/Polat 2006, 76). 
Sie diskriminieren also entlang ihrer subjektiven Wahrnehmungen über 
die Präferenzen Dritter und damit nicht notwendigerweise aufgrund eige-
ner stereotyper Vorurteile oder latenter Fremdenfeindlichkeit. 

Im Unterschied zur bloßen „Benachteiligung“ beim Zugang zu Wohn-
raum, - bei der ein Bewerber die Wohnung nicht erhält, weil er bestimmte 
Voraussetzungen (z.B. im Hinblick auf die Bonität) nicht erfüllt - ist dann 
von „Diskriminierung“ zu sprechen, wenn jemand aufgrund seiner Grup-
penzugehörigkeit (z.B. ethnische Herkunft) benachteiligt wird (vgl.  Ge-
string/Janßen/ Polat 2006, 65). Hier zeigt sich, wie Eichener (1988) 
bereits betont hat, dass der Wohnungsmarkt keineswegs nur nach dem 
Prinzip von Angebot und Nachfrage funktioniert. Vielmehr stellt er sich 
als ein „komplexes System sozialer Kontrolle“ dar, das über ein Konstrukt 
von Barrieren und Ausschlussmechanismen in der Lage ist, Außenseiter 
der Gesellschaft auf Distanz zu halten. Die verschiedenen Akteure, vor 
allem die einheimischen etablierten Bewohner („Stammbewohner“) und 
der jeweilige Wohnungsanbieter, aber auch die Entscheidungsträger 
in der lokalen Politik sowie sonstigen wohnbereichsorientierten Instituti-
onen (bei unternehmensgebunden Wohnungsbeständen z.B. die gewerk-
schaftlichen Selbstorganisationen, bei genossenschaftlichen Beständen 
die Selbstverwaltungsorgane) verflechten sich zu einer „Interdependenz-
figur“, die als ein „institutionelles Netz der Diskriminierung“ bezeichnen 
werden kann (vgl. Eichener 1988, 139).

Der Europäische Rat (1991) hat Diskriminierung als zielgerichtete, unter-
schiedliche Behandlung von Personen auf Grund bestimmter Merkmale 
(Sprache, Religion, Hautfarbe, Nationalität, etc.) definiert. Im Kontext 
der Wohnungswahl bezeichnet Giffinger jene Benachteiligung, die aus 
der Überwindung von institutionell bedingten Barrieren resultiert, als „in-
stitutionelle Diskriminierung“ (1999, 45). Bei Diskriminierung im Wohn-
bereich handelt es sich um ein Phänomen, das in 15 EU-Mitgliedsstaaten 
durchgängig - wenn auch in unterschiedlichen Variationen - nachgewie-
sen wurde (siehe ausführlich EUMC 2005).

Aller Erfahrung nach findet Diskriminierung im Wohnbereich eher auf 
verdeckte bzw. subtile Art und Weise statt (vgl. Gestring/Janßen/Po-
lat 2006, 82). Nur im Ausnahmefall wird diese so plakativ und damit 
auch justiziabel, wie sie von einem Workshop-Teilnehmer im Rahmen 
des Netzwerkes „Zuwanderer in der Stadt“ für den Beratungsalltag des 
Antidiskriminierungsnetzwerkes in Berlin beschrieben wurde: „Der häu-
figste Fall bei uns ist, wenn Menschen abgewiesen worden sind bei ihrer Abb. 01: Statusbericht des European 

Monitoring Center
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Wohnungssuche. Wir haben ganz häufig den Umstand, dass Menschen 
mit einer schriftlichen Abweisung kommen und in dem Brief ausdrück-
lich drinsteht, sie kriegen die Wohnung nicht, eben weil sie Türke sind 
oder weil sie Araber sind“ (zit. nach Verbundpartner „Zuwanderer in 
der Stadt“ 2007, 192). Es ist anzunehmen, dass auch die Wohnungsan-
bieter in Berlin spätestens mit dem Inkrafttreten des AGG in Deutschland 
zumindest vorsichtiger in ihren schriftlich oder mündlich geäußerten Hin-
weisen auf ihre Ablehnungsgründe geworden sind.

Beobachtungen & Befunde

Einige häufig anzutreffende und zugleich typische Muster von Diskri-
minierung im Wohnbereich, die der Planerladen im Rahmen von Befra-
gungen herausgearbeitet hat (vgl. Planerladen 1999, 50ff.) oder die 
durch Hinweise seitens Betroffener bei Antidiskriminierungsstellen gemel-
det worden sind (vgl. Türkischer Bund Berlin 2005, 12), seien im Fol-
genden kurz umrissen:

•  Fall A: Eine Migrantenfamilie bewirbt sich telefonisch auf eine Zei-
tungsannonce hin, wobei sowohl Name, als auch Akzent deutlich auf 
einen Migrationshintergrund verweisen. Der Wohnungsanbieter ent-
gegnet, dass die Wohnung schon vergeben sei. Dennoch stößt die 
wohnungssuchende Familie wenige Tage später wieder auf dasselbe 
Wohnungsangebot. *

* (vgl. dazu die analogen Hinweise in: EUMC 2005, 50)

•  Fall B: Eine Familie mit bi-nationaler Zusammensetzung bewirbt sich 
um eine Wohnung. Der deutschstämmigen Ehefrau wird telefonisch 
bestätigt, dass die Wohnung noch frei sei und sie wird mit ihrer Fami-
lie zu einem Besichtigungstermin eingeladen. Als die Bewerberin mit 
ihrem türkischstämmigen Mann, dessen Äußeres einen Migrationshin-
tergrund unschwer erkennen lässt, zum Vor-Ort-Termin erscheint, zeigt 
sich der Vermieter plötzlich „zugeknöpft“ und betont zur Überraschung 
der Wohnungsbewerber, dass die Wohnung bereits vergeben sei. Ein 
Verwandter der deutschen Ehefrau bewirbt sich anschließend auf de-
ren Bitte hin ebenfalls telefonisch um dieselbe Wohnung und erhält 
prompt eine Einladung zur Besichtigung des betreffenden Objektes.

•  Fall C: Eine Migrantenfamilie bewirbt sich bei einer Wohnungsgesell-
schaft um eine Wohnung. Trotz eines ausdrücklich erklärten Interesses 
an einer Wohnung in einem Siedlungsbestand mit geringem Auslän-
deranteil werden der Familie ausschließlich Wohnungen in den Haupt-
wohngebieten von Migranten in schlechterer Lage angeboten. Als die 
Familie insistiert und nach dem Tipp durch Bekannte hin auf eine gera-
de frei werdende und für sie attraktive Wohnung in besserer Lage hin-
weist, wird ihr seitens der Wohnungsgesellschaft entgegnet, dass man 
einem Migranten-Haushalt die in dieser Siedlung nicht auszuschlie-
ßenden negativen Reaktionen der Nachbarschaft ersparen möchte.

Abb. 02: Tipps für Migrant/innen 
bei der Wohnungssuche

Abb. 03: Tipps für Migrant/innen 
bei der Wohnungssuche (türkisch)
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•  Fall D: Einer Migrantenfamilie gelingt es, eine Wohnung in einem 
Wohnbereich anzumieten, der überwiegend durch alteingesessene 
deutsche Familien als Mieter oder auch als Eigentümer bewohnt ist und 
als recht gute Adresse gilt. Nach einem halben Jahr stetiger Ignoranz 
aber auch vereinzelter offener Anfeindungen seitens der Nachbarn, 
sowie einiger unschöner Erfahrungen der Kinder im örtlichen Kinder-
garten, gibt die Familie entnervt auf und zieht wieder zurück in jenen 
Stadtteil, der als eines der Hauptwohngebiete von Migranten in der 
Stadtregion gilt.

Die hier skizzierten, durchaus typischen Diskriminierungserfahrungen 
von Migranten veranschaulichen, dass zum Teil subtil wirksam werdende 
und nicht immer von außen erkennbare selektive Vergabepraktiken bei 
der Vermietung von Wohnraum zu einer ethnisch-segregativen Entwick-
lung beitragen können. Sie erklären teilweise auch, warum es Migranten 
häufig vermeiden, sich auf Zeitungsannoncen hin um eine Wohnung zu 
bewerben. Oftmals gehen sie lieber Hinweisen auf zur Vermietung anste-
hende Wohnungen in der Nachbarschaft von Bekannten oder Verwand-
ten nach, bei denen die bisherige Vermietungspraxis des Wohnungsan-
bieters einen Ausschluss aufgrund der ethnischen Herkunft nicht erwarten 
lässt (vgl. auch Gestring/Janßen/Polat 2006, 67f.).

Die Befragung von Wohnungsmarktakteuren im Rahmen des Antidiskrimi-
nierungs- und Integrationsprojektes des Planerladen e.V. ergab zudem, 
dass ein Beweggrund für den Eigentumserwerb durch Migrantenhaus-
halte darin liegen kann, ihren inzwischen expliziten Bleibewunsch auch 
im Wohnbereich abzusichern und dabei die bisherige, z.T. mit Diskrimi-
nierungserfahrungen belastete, auf jeden Fall häufig aber mit Unsicher-
heiten verbundene Wohnsituation hinter sich zu lassen (siehe Planerladen 
1999, 39f.; vgl. auch Kapphan/König 2005, 285ff.).

Diskriminierungswahrnehmungen

Die seit 1999 jährlich durch das Zentrum für Türkeistudien (Essen) 
durchgeführten repräsentativen Befragungen zur Diskriminierungswahr-
nehmung von Migranten türkischer Herkunft in Nordrhein-Westfalen im 
Auftrag des Landes NRW haben offengelegt, dass die empfundene eth-
nische Diskriminierung sich nach den verschiedenen Lebensbereichen 
deutlich unterschiedlich darstellt. Die augenfälligsten Bereiche sind dem-
nach jene, „... in denen generell ein hohes Maß an ökonomischer oder 
sozialer Konkurrenz und Konflikte um knappe Ressourcen herrscht (...)“ 
(vgl. Goldberg/Sauer 2004, 141). Insgesamt ist das Ausmaß der wahr-
genommenen Diskriminierung von 1999 bis 2003 zunächst stetig ge-
stiegen. In den letzten Jahren lässt sich zwar ein leichter Abwärtstrend 
beobachten, allerdings beträgt das Ausmaß der Diskriminierungswahr-
nehmung insgesamt auch 2006 noch über 70 Prozent. Genauer gesagt 
gaben 73 Prozent der befragten Personen an, im alltäglichen Leben eine 
Ungleichbehandlung zwischen Ausländern und Deutschen erfahren zu 
haben. Eine Diskriminierungswahrnehmung auf besonders hohem Ni-
veau ergab sich vor allem beim „Arbeitsplatz“ (58,5%) und der „Arbeit-

Abb. 04: Achte Mehrthemenbefra-
gung des Zentrums für Türkeistudien
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suche“ (52,7%) sowie bei der „Wohnungssuche“ (50%). Im Vergleich 
zu den Ergebnissen der siebten Mehrthemenbefragung (2005) hat sich 
bei allen genannten Variablen sogar eine deutliche Steigerung ergeben. 
Während die Diskriminierungswahrnehmung am Arbeitsplatz und bei 
der Wohnungssuche um jeweils sechs Prozentpunkte gestiegen ist, hat 
sich die Wahrnehmung von Diskriminierung bei der Arbeitssuche sogar 
um neun Prozent gesteigert (vgl. Sauer 2007, 139ff.). Auch wenn die-
se Ergebnisse subjektive Befindlichkeiten wiedergeben, so sind sie doch 
signifikant und machen in jedem Fall deutlich, dass die Diskriminierungs-
wahrnehmungen für die befragten Migranten türkischer Herkunft relevant 
sind und im Hinblick auf den Wohnbereich bei etwa jedem Zweiten eine 
prägende Konstante der individuellen Zuwanderungs- bzw. Integrations-
biografie ausmachen.

Bei der Fragebogenaktion des Antidiskriminierungsnetzwerkes Berlin 
(ADNB) wurden Migranten, Flüchtlinge und „People of Colour“ zu ihren 
persönlichen Diskriminierungserfahrungen in den vorangegangenen vier 
Jahren befragt. Diskriminierungserfahrungen bei der „Arbeitssuche“ lie-
gen mit 57% auch hier deutlich vorne. Die „Wohnungssuche“ rangiert 
mit 43% im Durchschnitt aller betrachteten Lebensbereiche hingegen im 
mittleren Segment, dennoch ebenfalls auf hohem Niveau. Eine diskrimi-
nierende Behandlung im räumlichen Umfeld (z.B. Nachbarschaft), bei 
der Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel und durch Behörden ist mit um 
die 50% sogar noch häufiger anzutreffen (vgl. ADNB 2005, 27f.). Die 
Befragung erhebt zwar keinen Anspruch auf Repräsentativität, liefert mit 
ihren 423 ausgewerteten Fragebögen mit Sicherheit aber Hinweise auf 
relevante Tendenzen und Problemfelder.

Zwar verweisen die Ergebnisse solcher Betroffenenbefragungen darauf, 
dass Migranten auf dem Wohnungsmarkt benachteiligt werden, doch 
fällt die Abgrenzung von ethnischer oder rassistischer Diskriminierung zu 
den Effekten der so genannten Unterschichtungstendenzen nicht immer 
leicht oder ist mit den benannten Methoden sogar unmöglich. Gerade 
in Befragungen, Interviews oder in den Schilderungen von Diskriminie-
rungsopfern scheinen zudem mitunter „Verschwörungstheorien“ durch 
- so kann z.B. eine Ablehnung aufgrund der eigenen mangelnden Bo-
nität oder nicht passender nachgefragter Wohnungsgröße aus der sub-
jektiven Sicht eines Betroffenen als Diskriminierung umgedeutet werden, 
nicht zuletzt deshalb, um gegenüber sich selbst oder seiner Umwelt eine 
Erklärung für das eigene Scheitern zu liefern („Opferrolle“). Befragungen 
gehen zudem dort ins Leere, wo die Betroffenen schlichtweg nicht erfah-
ren, dass sie einer diskriminierenden Auslese unterzogen wurden, indem 
ihnen zwar eine Wohnung vermietet, z.B. aber nur ein bestimmter Teil 
der grundsätzlich verfügbaren Wohnungen angeboten wird (vgl. Ge-
string/Janßen/Polat 2006, 82).

Auch die Erforschung der Sichtweisen der jeweiligen Wohnungsmarktan-
bieter und ihrer Reaktionsformen in Bezug auf die Herausforderungen 
von Zuwanderung lassen Rückschlüsse dahingehend zu, inwieweit re-
levante Institutionen der Mehrheitsgesellschaft Migranten tatsächlich 

Abb. 05: Fragebogenaktion des Anti-
diskriminierungsnetzwerkes Berlin
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als Kundengruppe wahrnehmen und sich damit ihre Zugangschancen 
zum Wohnungsmarkt möglicherweise verändern. Die Ergebnisse einer 
schriftlichen Befragung der im VdW Rheinland/Westfalen organisierten 
ehemals gemeinnützigen und öffentlichen Wohnungsgesellschaften so-
wie der genossenschaftlichen Wohnungsunternehmen erweisen sich hier 
einerseits als ermutigend, andererseits aber auch als ernüchternd. *

* Diese (teil-)standardisierte schriftliche Befragung der 474 im VdW Rheinland-
Westfalen organisierten Wohnungsunternehmen erfolgte im Jahre 2004 und 
kann wegen des tendenziell selektiven Rücklaufs keinen Anspruch auf Reprä-
sentativität erheben. Auch blieben so die im Verband der Freien Wohnungs-
wirtschaft organisierten Unternehmen außen vor. Zudem zeigten in der Relation 
vermehrt jene großen Unternehmen Antwortbereitschaft, die bereits für diese 
Problematik sensibilisiert sind. Bei diesen handelt es sich immerhin aber um 
jene Anbieter, die für die Wohnungsversorgung von Migrantenhaushalten de 
facto besonders bedeutsam sind (vgl. Planerladen 2005).

So ist eine gewisse Responsivität im Hinblick auf die Realitäten der Ein-
wanderungsgesellschaft zwar durchaus festzustellen. Dies lässt sich ins-
besondere an einer Reihe von migrantenspezifischen Aktivitäten ablesen 
(Einsatz von Dolmetschern, spezielle lokale Serviceangebote etc.). Bis 
auf einige Ausnahmen haben die vorgefundenen lokalen Projekte viel-
fach allerdings noch experimentellen Charakter und müssen meist als 
vorsichtige Suchbewegungen eingestuft werden. In der schriftlichen Un-
tersuchung wurde nach der Wahrnehmung von Migranten als Kunden im 
Vergleich zu einheimischen deutschen Haushalten gefragt. Im Ergebnis 
zeigen sich hier deutliche Tendenzen in die Richtungen „schwierig“ so-
wie „fordernd“. Zu Problemen führen können nach Angabe der befragten 
Unternehmen am ehesten „Mentalität und Kultur“ sowie die „Sprache“ 
der Migranten.

Insgesamt - und dies ist hervorzuheben - belegen die Ergebnisse der 
schriftlichen Befragung, dass die Wohnungsunternehmen keine im en-
geren Sinne wohnungswirtschaftlichen Probleme mit „Migranten als Mie-
ter“ sehen, also - mit Blick auf die einzelnen Migrantenhaushalte - offenbar 
auch keine besonderen unternehmerischen Risiken für sie damit einher-
gehen. Die Wohnungsgesellschaften befürchten dann vor allem proble-
matische Entwicklungen, wenn der Anteil der Mieter mit wirtschaftlichen 
und sozialen Problemen hoch ist. In wohlwollender Betrachtung können 
die Befragungsergebnisse als Hinweis dafür gesehen werden, dass im 
Hinblick auf Migranten als „Mieter“ in der Wahrnehmung der befragten 
Wohnungsgesellschaften inzwischen ein gewisses Maß an Normalisie-
rung stattgefunden hat (vgl. Staubach 2005). Umfassendere Handlungs-
ansätze oder gar systematische Strategien lassen sich allerdings nicht 
erkennen. Der unverzichtbare „Perspektivenwechsel“ in Richtung einer 
interkulturellen Öffnung der Wohnungsunternehmen bzw. Wohnungsge-
nossenschaften - nicht zuletzt auch festzumachen an der Zahl von Mitar-
beitern mit Migrationshintergrund - steht in jedem Fall noch aus. *

* Die Ergebnisse dieser schriftlichen Befragung finden sich durch die im Rah-
men des Projektes „Zuwanderer in der Stadt“ der Schader-Stiftung und ihrer 

Abb. 06: Schriftliche Befragung von 
Wohnungsunternehmen durch Planer-
laden e.V.
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Verbundpartner erstellte und Anfang 2005 veröffentlichte Expertise von Arno 
Mersmann zum Thema „Migranten in Wohnungsunternehmen. Wohnungsver-
gabepraxis und Partizipationsansätze“ tendenziell bestätigt. In dieser im me-
thodologischen Sinne gewissermaßen komplementär angelegten Studie wurden 
auf der Basis von qualitativen Erhebungsmethoden (v.a. Leitfadengespräche) 
sieben Wohnungsunternehmen aus Nordrhein-Westfalen untersucht (vgl. Mers-
mann 2005).

Die sich daran anschließende „nachfassende“ telefonische Befragung 
zum Belegungsmanagement bei ausgewählten Teilnehmern der schrift-
lichen Befragung verdeutlicht, dass sich die jeweiligen Wohnungsunter-
nehmen vor allem möglichst konfliktfreie Nachbarschaftsverhältnisse in 
ihren Beständen wünschen. Insbesondere wollen die Unternehmen ver-
hindern, dass sich ihre langjährigen deutschen Mieter von steigenden 
Migrantenzahlen im Haus oder in der Siedlung „überfremdet“ oder gar 
„ausgegrenzt“ fühlen und wegziehen. Die Unternehmen versuchen daher 
meist, die Migrantenanteile zu begrenzen und mischen deutsche und 
ausländische Mieter. Die „richtige“ Mischung folgt dabei aber unklaren 
Zielsetzungen und basiert auf eigenen schlechten Erfahrungen aus der 
Vergangenheit oder auf Empfehlungen von außen. Eine systematische 
Auswertung der Erfahrungen mit Migrantenhaushalten als Mietern in den 
eigenen Beständen oder gar Wirkungsanalysen über den Erfolg oder 
Misserfolg bisheriger Steuerungsbemühungen sind offenbar nicht Grund-
lage dieser Praxis (vgl. Planerladen 2006).

Generell dominiert der Grundsatz der „Störungsvermeidung“. Demnach 
sollen erklärtermaßen intakte Nachbarschaften möglichst nicht verändert 
werden. Dazu gehört auch, den Migrantenanteil in den betreffenden 
Wohnungsbeständen nicht ansteigen zu lassen. Denn Veränderungspro-
zesse erweisen sich aus Sicht der Unternehmen meist als kostspielig. 
Klebt an einer Siedlung erst einmal das Stigma „Türkensiedlung“ oder 
„Russensiedlung“, so die vielfach zu hörende Befürchtung, ist dort kaum 
noch etwas zu vermieten. Insbesondere sollen eine erhöhte Fluktuation 
und zunehmende Leerstände vermieden werden. Viele Migranten haben 
daher meist nur die Chance, in den „schlechteren“ Wohnlagen mit be-
reits hoher Fluktuation auf Anhieb eine Wohnung zu bekommen, wäh-
rend die „wertvollen“ und „stabilen“ Bestände in den besseren Lagen 
nicht angetastet werden sollen.

Auch Interviews mit den „Gatekeepern“ des Wohnungsmarktes über de-
ren spezifische Vergabeverfahren können sich letztlich gleichermaßen 
als irreführend erweisen. So lassen sich etwa die bei den befragten 
Wohnungsunternehmen demonstrierte „Political Correctness“ oder auch 
euphemistische Beschreibungen über die multi-kulturelle Mieterschaft nur 
schwer auf ihren objektiven Gehalt überprüfen. Und schließlich können 
Wohnungsanbieter, die nach eigenen Angaben eine nicht näher defi-
nierte „sozial sensible Belegung“ praktizieren, unter Bezugnahme auf 
diesen Begriff auch systematisch diskriminieren! Dass ein Interviewpart-
ner „offene Diskriminierungsbereitschaft“ zeigt, muss sicher als die ab-
solute Ausnahme gelten. Dies sagt zugleich aber kaum etwas über das 
tatsächliche Ausmaß einer diskriminierenden Vergabepraxis aus. Die 

Abb. 07: Telefonische Befragung 
von Wohnungsunternehmen durch 
Planerladen e.V.
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individuelle Diskriminierung bleibt nach den Befunden von Gestring/Jan-
ßen/Polat (2006, 82) letztlich ohnehin zweitrangig gegenüber der struk-
turellen Diskriminierung als Folge institutionalisierter Quotierungs- und 
Vergabepraktiken.

Die vorangestellten Ausführungen über die diskriminierende Ungleich-
behandlung von Migranten auf dem Wohnungsmarkt haben verdeutli-
cht, dass es sich hier um eine Thematik handelt, die fast durchweg im 
Verborgenen zum Tragen kommt und sich damit einer quantifizierenden 
Erfassung durch statistische Standard-Analysen tendenziell entzieht. Die 
einen nutzen dies zur Bagatellisierung, indem das Ausmaß von Diskrimi-
nierungstatbeständen und -vorgängen bei der Vermittlung und Vergabe 
von Wohnraum in Frage gestellt wird oder diese sogar völlig geleugnet 
werden. Den anderen liefert dies vor dem Hintergrund der sehr ausge-
prägten Diskriminierungswahrnehmung von Migranten liefert wiederum 
eine Grundlage für die Entwicklung von „Verschwörungstheorien“, die 
der Aufnahmegesellschaft die Bereitschaft gänzlich abspricht, den Zu-
wanderern Chancengleichheit und -gerechtigkeit im Zugang zu den zen-
tralen gesellschaftlichen Ressourcen tatsächlich zu gewährleisten.

Um diesen beiden polarisierenden Positionen nicht die Definitionsmacht 
zu überlassen und zu einer Versachlichung zu kommen, bedarf es einer 
nüchternen und möglichst realitätsnahen Beschreibung des Ausmaßes 
von Diskriminierung. Hierfür wurde in den USA die Methode des „Discri-
mination Testing“ entwickelt und inzwischen auch auf breiter Front ein-
gesetzt.
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Wohnungsmarktrelevante Auszüge aus dem Allgemeinen Gleichbe-
handlungsgesetz (AGG) in der Fassung vom 14. August 2006.

AGG § 1 Ziel des Gesetzes
Ziel des Gesetzes ist, Benachteiligungen aus Gründen der Rasse oder wegen der eth-
nischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinde-
rung, des Alters oder der sexuellen Identität zu verhindern oder zu beseitigen.

AGG § 2 Anwendungsbereich
(1) Benachteiligungen aus einem in § 1 genannten Grund sind nach Maßgabe dieses 
Gesetzes unzulässig in Bezug auf: 
(...)
8. den Zugang zu und die Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen, die der Öffent-
lichkeit zur Verfügung stehen, einschließlich von Wohnraum.
(...)

AGG § 5 Positive Maßnahmen
Ungeachtet der in den §§ 8 bis 10 sowie in § 20 benannten Gründe ist eine unter-
schiedliche Behandlung auch zulässig, wenn durch geeignete und angemessene Maß-
nahmen bestehende Nachteile wegen eines in §1 genannten Grundes verhindert oder 
ausgeglichen werden sollen.
(...)

AGG § 19 Zivilrechtliches Benachteiligungsverbot
(1) Eine Benachteiligung aus Gründen der Rasse oder wegen der ethnischen Herkunft, 
wegen des Geschlechts, der Religion, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen 
Identität bei der Begründung, Durchführung und Beendigung zivilrechtlicher 
Schuldverhältnisse, die 
1. typischerweise ohne Ansehen der Person zu vergleichbaren Bedingungen in einer 
Vielzahl von Fällen zustande kommen (Massengeschäfte) oder bei denen das Ansehen 
der Person nach der Art des Schuldverhältnisses eine nachrangige Bedeutung hat und 
die zu vergleichbaren Bedingungen in einer Vielzahl von Fällen zustande kommen 
oder 
2. eine privatrechtliche Versicherung zum Gegenstand haben, 
ist unzulässig. 
(2) Eine Benachteiligung aus Gründen der Rasse oder wegen der ethnischen Herkunft 
ist darüber hinaus auch bei der Begründung, Durchführung und Beendigung sonstiger 
zivilrechtlicher Schuldverhältnisse im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 5 bis 8 unzulässig. 
(3) Bei der Vermietung von Wohnraum ist eine unterschiedliche Behandlung im Hinblick 
auf die Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen und ausgewogener 
Siedlungsstrukturen sowie ausgeglichener wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Ver-
hältnisse zulässig. 
(...)
(5) Die Vorschriften dieses Abschnitts finden keine Anwendung auf zivilrechtliche Schuld-
verhältnisse, bei denen ein besonderes Nähe- oder Vertrauensverhältnis der Parteien 
oder ihrer Angehörigen begründet wird. Bei Mietverhältnissen kann dies insbesondere 
der Fall sein, wenn die Parteien oder ihre Angehörigen Wohnraum auf demselben 
Grundstück nutzen. Die Vermietung von Wohnraum zum nicht nur vorübergehenden 
Gebrauch ist in der Regel kein Geschäft im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1, wenn der 
Vermieter insgesamt nicht mehr als 50 Wohnungen vermietet.
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2 Fair Housing in den USA (Exkurs)

Im Zuge des mittlerweile 40-jährigen Bestehens gesetzlicher Regelungen 
zur Sicherstellung einer Gleichstellung im Wohnbereich („Fair Housing“) 
wurden in den USA zahlreiche Instrumente und Handlungsansätze zur 
aktiven Umsetzung dieser Anliegen eingeführt, ausprobiert und weiter-
entwickelt. Der hier unternommene Exkurs präsentiert damit ein reich-
haltiges Reservoir an Befunden und Erfahrungen, aus denen sich trotz 
der sehr unterschiedlichen politisch-ökonomischen und sozio-kulturellen 
Kontextbedingungen durchaus lernen lässt. Wohlgemerkt nicht im Sinne 
einer unmittelbaren Übertragung von Projekten und Lösungsansätzen, 
wohl aber als Aufforderung zur kritischen Reflexion der hierzulande bis-
lang verfolgten oder auch unterlassenen Initiativen sowie als Impuls zu 
weiteren Ziel führenden Suchbewegungen und Innovationen.

2.1 Gesetzliche Grundlagen des Fair Housing

Fair Housing Act

Ein Verbot der Diskriminierung im Wohnbereich auf Grund der „Rasse“ 
(Race) gab es in den USA zwar schon seit 1866 (Civil Rights Act). Ein 
gesetzlicher Handlungsrahmen zur tatsächlichen Intervention durch die 
öffentlichen Behörden wurde aber erst mit dem Fair Housing Act (1968) 
installiert. Damit konnte ein zentrales Reformanliegen aus dem Forderungs-
katalog der Bürgerrechtsbewegung der 60er Jahre eingelöst werden. *

* Durch seine persönliche Beteiligung an den Protestmärschen gegen die Diskri-
minierung von Schwarzen beim Zugang zu Wohnraum („Open Housing Mar-
ches“) in Chicago (1966) hatte Dr. Martin Luther King diesem Anliegen ein 
besonderes Gewicht verliehen.

Der Fair Housing Act verbietet die Diskriminierung bei der Vermietung 
sowie beim Verkauf von Wohnungen und Immobilien auf Grund der 
„Rasse“, Hautfarbe, Nationalität, Religion oder des Geschlechts. Mit 
der Novellierung der Gesetzesbestimmungen im Jahre 1988 kamen 
der Familienstatus und Behinderungen als weitere Kriterien hinzu. Damit 

werden zugleich durch Bundesrecht 
besonders geschützte Gruppen (Pro-
tected Groups) definiert. Einschrän-
kungen formuliert das Gesetz nur in 
Bezug auf selbst genutztes Eigentum 
in Häusern mit nicht mehr als vier 
Wohnungen sowie im Hinblick auf 
die Vermietung und den Verkauf von 
Einfamilienhäusern, soweit dies nicht 
über Makler geschieht.

Insbesondere folgende Diskriminie-
rungstatbestände bei der Vermittlung 
von Wohnraum sind unter Strafe  gestellt:

Abb. 08: Protestmärsche gegen Diskriminierung im Wohnbereich in den 60er Jahren
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•    Weigerung der Vermietung oder des Verkaufs an eine der gesetzlich 
geschützten Gruppen;

•    unwahre Angaben über die Verfügbarkeit des Wohnobjekts;
•    Hinhalten eines ungewünschten Bewerbers, bis sich ein gewünschter 

Bewerber einstellt;
•    das selektive und damit einschränkende Anbieten des verfügbaren 

Wohnraums durch einen Verkäufer oder Makler nur in bestimmten 
Lagen (sog. „Steering“);

•    unfaire Unterschiede bezüglich der Mieten oder Kaufpreise, um be-
stimmte Nachfrager von der Anmietung oder dem Kauf einer Woh-
nung abzubringen (z.B. die Veranschlagung höherer Kosten für Fami-
lien mit Kindern, Migranten oder Behinderte);   

•    voreingenommene bzw. einseitige Informationen und Darstellungen 
durch Verkäufer und Immobilienfachleute;   

•    Verweigerung von Auskünften zur Finanzierung von Wohnraum oder 
zum Versicherungsschutz;

•    diskriminierendes Annoncieren, das die vom Gesetz geschützten 
Gruppen abschreckt, sich weiter um Anmietung oder Kauf der ange-
botenen Wohnung oder Immobilie zu bemühen;

•    unterschiedliche Vertragsbedingungen für Mieter aus den gesetzlich 
geschützten Gruppen, z.B. einschränkende Richtlinien für Kinder oder 
unangemessene Belegungsstandards;

•    die Einschüchterung von Personen, die eine der geschützten Gruppen 
bei der Durchsetzung ihres Rechts auf einen gleichberechtigten Zu-
gang zu Wohnraum unterstützen.

(vgl. http://www.charityadvantage.com/SentinelFairHousing/AreYouB-
eingTested.asp oder HUD 1997)

Personen, die sich gemäß dem Tenor des Gesetzes ungleich bzw. diskri-
minierend bei der Vermittlung oder Vergabe von Wohnraum behandelt 
sehen, können ihren Fall auf unterschiedliche Weise an die Behörden 
herantragen. Neben der Inanspruchnahme von Beratungsorganisationen 
kann die Fallaufnahme auch direkt über eine gebührenfreie Telefon-Hot-

Abb. 10: Online-Formular zur Fallaufnahme

Abb. 09: Info-Blatt über 
Diskriminierung im Wohn-
bereich
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line (800er-Nr.), auf schriftlichem Wege oder per Fax und Internet (Mail, 
Online) erfolgen. Die HUD auf diese Weise zur Kenntnis gelangten Fälle 
werden einer juristischen Vorprüfung unterzogen, auf deren Grundlage 
dann entschieden wird, ob sie vor Gericht gebracht werden.

Community Reinvestment gegen „Redlining“

Die genannten Regelungen zum Fair Housing eröffnen in Verbindung mit 
weiteren Rechtsinstrumenten auf nationaler und ergänzend zum Teil auch 
auf bundesstaatlicher Ebene zugleich Ansatzpunkte zur Bekämpfung von 
Diskriminierungspraktiken beim Zugang zu Finanzdienstleistungen (Kre-
dite, Darlehen, Hypotheken, Versicherungen etc.). Das sog. „Redlining“ 
meint zunächst einmal die räumlich selektive Praxis von Institutionen der 
Kreditwirtschaft oder sonstiger immobilienbezogener Finanzdienstleister 
(v.a. Versicherungen), bei der bestimmte, zumeist innerstädtische Quar-
tiere bei der Vergabe von Krediten, Hypotheken, Versicherungen etc. 
entweder weitgehend außen vor bleiben oder deren Bewohner nur unter 
Inkaufnahme deutlich höherer Bereitstellungskosten bzw. schlechter ta-
xierter Policen in deren Genuss kommen (vgl. Squires 1992 u. 1997). *

* Im Jahre 1968 hatte die Nationale Beratungskommission des Präsidenten zu 
Versicherungsfragen herausgefunden, dass die Versicherungsagenten ausdrück-
lich angewiesen worden waren, in jenen Stadtteilen, die durch Bürgerunruhen 
besonders betroffen waren, bei der Ermittlung des Versicherungsrisikos Daten 
zur ethnischen Herkunft des Antragstellers zugrunde zu legen (http://www.en-
cyclopedia.chicagohistory.org/pages/1050.html | 20.04.07).

Redlining wird in US-amerikanischen Städten zum einen als systema-
tische geografisch begründete Strategie der Benachteiligung bestimmter 
Stadtteile und Nachbarschaften umschrieben, in deren offensichtlichster 
Konsequenz sich etwa Kreditinstitute letztlich durch Schließung ihrer 
Zweigstellen aus den Hauptwohnquartieren von Schwarz- oder Latino-
Amerikanern zurückziehen. Zum anderen lässt es sich auch als ein Vor-

gang der Benachteiligung und 
Diskriminierung auf der Ebene 
des einzelnen Minderheiten-
Haushaltes darstellen, wobei 
sich eine räumliche Dimen-
sion erst in der summativen 
regionalen Betrachtung der 
Vergabepraxis ergibt. (vgl. 
Turner/Skidmore 1999, 11).

Bei der zuerst genannten ge-
bietsbezogenen Perspektive 
interessiert zunächst einmal, 
ob die Hauptwohnstandorte 
von Schwarzen oder von an-
deren Minderheiten bei der 
Ablehnung von Kreditbegeh-

Abb. 11: Kapitalflucht aus innerstädtischen Quartieren



21

ren im Vergleich zu Wohnquartieren von Weißen über-
proportional betroffen sind. Redlining in diesem Sinne 
ist gemäß dem Equal Opportunity Act (1974) verboten. 
Darüber hinaus wird untersucht, welche Kreditvolumina 
im Vergleich der verschiedenen Quartiere tatsächlich 
bewilligt worden sind und ob dies in räumlicher Hin-
sichtlich selektiv erfolgt. Eine Ungleichbehandlung die-
ser Art kann gemäß dem Community Reinvestment Act 
(1977) gerichtlich verfolgt werden (vgl. Ross/Yinger 
1999, 95f.).

Der Schwerpunkt lag in den USA erkennbar in dieser 
gebietsbezogenen Betrachtung von Redlining. Dies ist si-
cher nicht zuletzt damit zu erklären, dass mit dem Home 
Mortgage Disclosure Act (1975) entsprechende gesetz-
liche Grundlagen bereitgestellt wurden, mit denen eine 
Offenlegung des Kreditgebarens von Banken bei der Im-
mobilienfinanzierung unter Hinzuziehung von Census-Da-
ten ermöglicht wurde. * Ansätze, der diskriminierenden 
Praxis von Kreditinstituten auch auf induktivem Wege 
durch konkrete Situationstests auf die Spur zu kommen, finden sich in den 
USA hingegen erst seit den 90er Jahren (vgl. Ross/Yinger 1999, 86ff.). 

* Der Equal Credit Opportunity Act und der Home Mortgage Disclosure Act 
sorgten im wesentlichen für die notwendigen formellen Grundlagen, Redlining 
tatsächlich offen legen zu können. Insbesondere ließ sich nun belegen, ob Kre-
ditinstitute in ihren räumlichen Einzugs- bzw. in ihren definierten Versorgungs-
bereichen bestimmte Gebiete und soziale Gruppen benachteiligen. Der CRA 
hingegen ging noch darüber hinaus und verlangte den Finanzinstituten die Ver-
pflichtung ab, im Sinne eines „Affirmative Action“ (positive Diskriminierung) 
durch die gezielte Bereitstellung von Finanzierungen zu vergünstigten Konditi-
onen kompensatorisch tätig zu werden.

Wegen der hochgradig sozial und ethnisch segregativen Strukturierung 
der US-amerikanischen Städte führt Redlining im Ergebnis zu einer syste-
matischen Benachteiligung  bestimmter Bevölkerungsgruppen auf Grund 
ihres sozialen Status‘ und/oder ihrer Hautfarbe, ethnischen Herkunft, 
etc.. Erst die über viele Jahre hinweg betriebene Skandalisierung dieser 
Praxis durch lokale Stadtteil- und Nachbarschaftsorganisationen und die 
hartnäckige Lobbyarbeit ihrer bundesweit agierenden Dachverbände 
sowie von Verbraucherschutzorganisationen hat schließlich die Installie-
rung entsprechender Gesetzesinstrumente nach sich gezogen. 

2.2 Umsetzungsstrukturen des Fair Housing

Das Nationale Bündnis für einen fairen Zugang zu Wohnraum (National 
Fair Housing Alliance - NFHA) spricht in seinem Bericht von 2006 (Fair 
Housing Trend Report 2006) von bundesweit ca. 100 Organisationen 
des Fair Housing, die das komplette Dienstleistungsspektrum anbieten. 
Dazu gehören Training und Schulung ebenso wie die Durchführung von 

Abb. 12: Bewohner wehren 
sich gegen „Redlining“ 
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Situationstests. Qualifizierungs- und Beratungsangebote bilden gewisser-
maßen die Voraussetzung dafür, dass Stadtteilbewohner sich zunehmend 
ihrer Rechte bewusst werden. Mit Untersuchungen und Testing-Verfahren 
erhalten die Beschwerden der Bewohner zudem eine zusätzliche Argu-
mentationskraft (NFHA 2006, S. 23).

HUD verfügt im wesentlichen über zwei Programminstrumente, um die 
Implementation der Regelungen zum Fair Housing weiter voranzutreiben 
(HUD 2006, 96ff.). Beide Anstrengungen zielen vor allem darauf ab, 
die institutionellen Kapazitäten zur aktiven Umsetzung der Ziele des Fair 
Housing in den unterschiedlichen Bereichen auszubauen oder neu zu 
entwickeln („Capacity Building“):

Fair Housing Assistance Program (FHAP): Dieses Programm läuft seit 
1980 und richtet sich mittlerweile ausschließlich an bundesstaatliche 
und kommunale Körperschaften. Es prüft die ergänzenden Regelungen 
der Bundesstaaten und der Kommunen zum Fair Housing auf ihre Über-
einstimmung mit den bundesgesetzlichen Bestimmungen und zertifiziert 
diese. Zudem liefert es Unterstützung bei der interadministrativen Zusam-
menarbeit und beim Informationsaustausch. Darüber hinaus umfasst es 
Schulungsangebote sowie technische Unterstützung bei der Program-
mumsetzung.

Fair Housing Initiatives Program (FHIP): Damit werden seit 1987 öffent-
liche und private for-profit- und non-profit-Organisationen gefördert, die 
Aktivitäten zur Prävention oder zur Beseitigung von Diskriminierung im 
Wohnbereich entwickeln. Dieses Programm wurde unter der Clinton-Re-
gierung in seinem Fördervolumen erheblich ausgeweitet. Vor allem jene 
privaten Fair Housing-Gruppen, die als ausreichend qualifiziert gelten, 
diskriminierende Praktiken des Immobilienmarktes im Rahmen von Situati-
onstests zu untersuchen, kamen in dessen Genuss. Über das FHIP gelang 
es Ende der 90er Jahre, die Gründung von ungefähr zwei Dutzend neuer 
privater Fair Housing-Gruppen in Regionen anzustoßen, in denen bis da-
hin noch keine bestanden hatten (Galster 1999, 124f.). NFHA berichtet 
allerdings von in den letzten fünf Jahren rückläufigen Zuwendungen für 
die Durchsetzung der Regelungen des Fair Housing. Während offenbar 
einige Organisationen ihre Test- und Trainingsprogramme zurückfahren 
mussten, hätten allein zehn Einrichtungen dieser Art ihre Tätigkeit ganz 
einstellen müssen (NFHA 2006, S. 18).

HUD hat nach Angaben von Abravanel (2006) im Rahmen des Fair 
Housing Initiatives Program von 2001 - 2005 rund 23 Mio. Dollar an 
öffentliche und private Organisationen des Fair Housing verausgabt. Ne-
ben der Registrierung und Verfolgung von Beschwerden wurden damit 
vor allem Aufklärungs- und Medienkampagnen (darunter insbesondere 
in TV und Radio) finanziert. Im Jahr 2003 brachte das Advertising Coun-
cil (ein privater gemeinnütziger Produzent von Werbemaßnahmen für 
öffentliche Dienstleistungen) zusammen mit dem Leadership Conference 
on Civil Rights Education Fund, der National Fair Housing Alliance und 
HUD eine TV-Anzeigen-Kampagne auf den Weg, für die Radio- und Fern-

Abb. 13: Bericht des Nationalen 
Bündnisses für einen fairen Zugang 
zu Wohnraum

Abb. 14: Logo des Fair Housing 
Center für die Region Boston
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sehsender ein kostenloses Werbevolumen im Umfang von 38 Mio. Dollar 
zur Verfügung stellten. *

*  Beispiele für Radio- und TV-Anzeigen von HUD sowie für Kampagnen 
mit Werbebannern zu unterschiedlichen Zielgruppen finden sich unter: 
http://www.hud.gov/offices/fheo/library/Accents_Revised_30.mpg;
http://www.hud.gov/offices/fheo/library/WantAd-Revised60.mp3;
ht tp://www.hud.gov/off ices/fheo/sl ideshow/bi l lboard/index.
cfm?slidenum=1 (bis 4) | 19.05.07;

Neben FHIP bildet der integrierte Fonds zur Förderung der Stadtteil- und 
Quartiersentwicklung, der sog. Community Development Block Grants 
(CDBG), die zweite bundesseitige Finanzierungsquelle für die Fair 
Housing Center. Letztere sind vor allem im Bereich von Schulung und 
Training aktiv. Zudem stehen sie den staatlichen und lokalen Instanzen 
bei der Weiterentwicklung ihres gesetzlichen Handlungsrahmens zu Sei-
te. Von den kommunalen Verwaltungen werden sie etwa mit der Aufgabe 
betraut, die bei einer öffentlichen Förderung obligatorischen Analysen 
zur Identifizierung von Hindernissen beim Zugang der gesetzlich ge-
schützten Gruppen zu Wohnraum zu erstellen (NFHA 2006, 25; siehe 
unter 2.3). Darüber hinaus sind die lokalen und überregionalen Protago-
nisten des Fair Housing in der Regel bemüht, andere öffentliche sowie 
auch private Ressourcen bei privaten Stiftungen und bei Unternehmen 
(Corporate Sponsoring) zu akquirieren.

Ein wichtiges Signal zur Betonung der im Fair Housing Act formulierten 
gesetzlichen Gleichstellungsansprüche ging 1991 von der Entscheidung 
des US-Justizministeriums aus, ein eigenes Programm zur Durchführung 

von Situationstests zu starten. Dazu bedient es sich zum einen eines 
Pools von Freiwilligen (Volunteers) aus den Reihen der eigenen Mitar-
beiterschaft. Seit 1992 konnten so etwa 1.000 Personen für ein Testing 
aktiviert und trainiert werden. Zum anderen beauftragt es private Fair 

Abb. 15: Poster zur Kam-
pagne von HUD

Abb. 16: Plakatwand zur 
Kampagne von HUD

Abb.: 17: Logo der Natio-
nalen Fair Housing Training 
Academy
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Housing-Organisationen mit Testing-Verfahren oder auch Einzelpersonen 
mit Situationstests quer durch die USA (siehe http://www.usdoj.gov/crt/
housing/ fairhousing/testing.htm|08.02.07).

2.3 Strategische Elemente des Fair Housing

Palette der Instrumente

Als ein wesentliches Element der Durchsetzung (sog. „Enforcement“) der 
mit dem Fair Housing Act vorgegebenen Gleichstellungsziele muss in 
den USA sicher die Durchführung von Situationstests in Form des so ge-
nannten „Testing“ („Ethnic Testing“ oder „Racial Testing“) gelten. Damit 
wurde ein Instrument entwickelt, mit dem sich individuelle Diskriminie-
rungen überprüfbar feststellen lassen (siehe ausführlich Kapitel 3).

Mit Blick auf die vorangegangenen Ausführungen lassen sich damit zu-
nächst drei Elemente einer Strategie zur Bekämpfung von Diskriminie-
rung im Wohnbereich benennen:

Abb. 18: Online-Formular zur 
Anmeldung als Tester im Wohn-
bereich

Abb. 19: Info-Blatt von HUD zum 
„Fair Housing“
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•  ein programmatisch durchaus anspruchsvoller gesetzlicher Rahmen 
zum Fair Housing (FHA, CRA usw.), der auch die tendenzielle Umkehr 
der Beweislast zugunsten der Betroffenen umfasst;

•  eine lokal-dezentrale sowie supralokal-regionale Umsetzungsstruktur 
(private und öffentliche Netzwerke der Aufklärung und Lobbyarbeit);

•  der Einsatz und die Weiterentwicklung von Methoden und Verfahren 
zum Nachweis der Diskriminierung von Minderheiten im engen Dialog 
von Wissenschaft und Praxis (Testing, statistische Verfahren etc.);

Im Zuge der schrittweisen Ausfüllung und Weiterentwicklung des gesetz-
lichen Handlungsrahmens (durch Gesetzesnovellen, ergänzende Vor-
schriften und veränderte Verfahrensweisen) wurde die Instrumentenpa-
lette im Laufe der Jahre erkennbar ausdifferenziert. Dies umfasst zum 
einen die Schärfung der gesetzlichen Instrumentarien etwa in Form der 
Neujustierung der Fördervoraussetzungen für öffentliche Körperschaften 
bei der Inanspruchnahme staatlicher Mittel (siehe vor allem Fair Housing 
Planning Guide). Dies betrifft zum anderen aber auch die Einführung 
restriktiver Regelungen für die Wohnungs- und Immobilienwirtschaft beim 
Annoncieren von Wohnraum sowie für die dabei zum Einsatz kommen-
den Kommunikationsmedien (Zeitungen, Online-Portale, etc.).

Darüber hinaus ist festzustellen, dass die staatlichen Protagonisten des Fair 
Housing (allen voran HUD) immer mehr erkannt haben, dass die Reich-
weite und Wirkung der gesetzlichen Regelungen deutlich davon abhängt, 
ob es tatsächlich gelingt, die damit verfolgten Anliegen überzeugend zu 
kommunizieren. In den letzten Jahren legte HUD deshalb verstärkt Wert 
darauf, über Informations- und Werbekampagnen vermehrt Aufklärungs- 

und Überzeugungsarbeit für die Anlie-
gen eines Fair Housing zu leisten. Zumal 
sowohl für die Anbieter des Wohnungs- 
und Immobilienmarktes und die sonstigen 
wohnungsmarktrelevanten Akteure, als 
auch für die betroffenen Minderheiten-
gruppen selbst die Feststellung gelten 
muss, dass ein breites Wissen über die 
Sanktionsmöglichkeiten in diesem Bereich 
gleichsam die Voraussetzung dafür bildet, 
dass ein proaktives Handeln im Sinne der 
Ziele des Fair Housing tatsächlich erfolgt.

Um realistischer einschätzen zu können, 
inwieweit die Bevölkerung und insbeson-
dere die von Diskriminierung betroffenen 

Wohnungsnachfrager über ihre Rechte und Handlungsmöglichkeiten in-
formiert sind, wurden in den letzten Jahren wiederholt entsprechende 
Umfragen von HUD in Auftrag gegeben. Dies umfasste insbesondere 
repräsentative Befragungen, die das Wissen in der Bevölkerung sowie 
bei relevanten Akteuren des Wohnungsmarktes über die Regelungen des 

Abb. 20: Ansprache von Diskriminie-
rungsbetroffenen
Abb. 21: Untersuchung über den Infor-
mationsstand zur Diskriminierung
Abb. 22 (links): Poster zur Kampagne 
gegen Diskriminierung
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Fair Housing erfassen sollten. Den Befragten wurden z.B. unterschied-
liche Szenarien zu typischen Diskriminierungsfällen vorgelegt. Durch die 
Gegenüberstellung von Befunden aus 2000/1 (Abravanel/Cunningham 
2002) und 2005 (Abravanel 2006) lassen sich hier zugleich Verände-
rungstendenzen identifizieren. Das Wissen in der Bevölkerung über die 
Regelungen des Fair Housing und das Bewusstsein in der Öffentlichkeit 
bezüglich dieser Thematik werden deshalb als so wichtig angesehen, 
weil die Wirksamkeit des Diskriminierungsschutzes letztlich davon ab-
hängt, ob der Betroffene tatsächlich den Fall bei den zuständigen Stellen 
zur Anzeige bringt.

Demnach haben 17% der befragten Erwachsenen bei der Wohnungs-
suche (Miete oder Kauf) nach eigenen Angaben diskriminierende Erfah-
rungen gesammelt. Davon wären nach einer ersten Plausibilitätsprüfung 
knapp die Hälfte auch nach den gesetzlichen Bestimmungen als Diskri-
minierungsfälle eingestuft worden. Die Mehrheit unter ihnen war Mietin-
teressent, sah sich sogar mehrfach einer Diskriminierung ausgesetzt und 
führte die Ungleichbehandlung vor allem auf das Kriterium der Rasse, 
Nationalität oder Hautfarbe zurück.

Viele der vermeintlichen Opfer (etwas mehr als 80%) gingen allerdings 
nicht dagegen vor, weil sie den entsprechenden formellen Aufwand nicht 
betreiben wollten oder sich davon keine Hilfe versprachen. Einige wuss-
ten zudem nicht, wo oder wie sie ihre Beschwerde vorbringen sollten, 
befürchteten entsprechende finanzielle Folgekosten, einen zu hohen zeit-
lichen Aufwand oder sonstige negative Konsequenzen (vgl. Abravanel 
2006, 30 ff.). Solche Befragungen liefern nicht zuletzt wichtige Hinweise 
für die gezielte Ansprache der verschiedenen Adressatengruppen sowie 
für die Ausrichtung von Beratungsangeboten und flankierenden Info- und 
Aufklärungskampagnen. 

Planungsleitfaden zum Fair Housing

Alle lokalen Körperschaften, die bestimmte Fördermittel von HUD in 
Anspruch nehmen (v.a. Community Development Block Grant), müssen 
seit Mitte der 90er Jahre ein integriertes Handlungskonzept vorlegen 
(sog. „Consolidated Plan“), in dem die strategischen Ziele und zu erwar-
tenden Wirkungen dargestellt werden. Der von HUD herausgegebene 
„Fair Housing Planning Guide“ macht es darüber hinaus zusätzlich zur 
Pflicht offen zu legen, welchen Beitrag die zur Verfügung gestellten öf-
fentlichen Fördermittel absehbar zur Verbesserung der Gleichstellung von 
Minderheiten beim Zugang zum Wohnungsmarkt leisten werden.

Diese Überprüfung erfolgt im Rahmen einer umfangreichen Analyse der in-
nerhalb einer Kommune bestehenden Zugangsbarrieren zum Wohnungs-
markt („Analysis of the Impediments for Fair Housing Choice“). Untersucht 
werden zugleich alle Aktivitäten, Unterlassungen oder Entscheidungen, 
die unmittelbar oder mittelbar die Zugangsmöglichkeiten der gesetzlich 
geschützten Gruppen zu Wohnraum und damit ihre Wahlmöglichkeiten 
beeinträchtigen können. Die Analyse soll folgende Bestandteile  haben:

Abb. 23: Untersuchung über den Infor-
mationsstand von Diskriminierung

Abb. 24: Planungsleitfaden zum „Fair 
Housing“
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•  Ein Überblick über bundesstaatliche und lokale Gesetze und Rege-
lungen sowie die öffentlichen Politiken und Verfahrensweisen;

•  Eine Abschätzung ihrer Wirkungen auf die Platzierung und Verfügbar-
keit von Wohnraum sowie die tatsächlichen Zugangsmöglichkeiten für 
die gesetzlich geschützten Gruppen;

•   Eine zusammenfassende Bewertung der Rahmenbedingungen, sowohl 
im Bereich der relevanten öffentlichen, als auch der privaten Akteure.

In der genannten Analyse wird insbesondere untersucht, welche Anstren-
gungen die jeweilige Kommune bislang zur Gleichstellung von Minder-
heiten beim Zugang zu Wohnraum tatsächlich unternommen hat, wie 
beispielsweise die

•  Durchführung von Testing-Maßnahmen zur Identifizierung des Diskrimi-
nierungsniveaus in der Stadt,

•  Unterstützung von Beratungs- und Lobbyeinrichtungen (u.a. Fair 
Housing Center)

•  Förderung von experimentellen Wohnungsbauprojekten für auf dem 
Wohnungsmarkt benachteiligte Gruppen,

•  Nutzung von planungsrechtlichen Instrumenten (Vorschriften zum „Zo-
ning“) zur Öffnung von regionalen Wohnungsteilmärkten;

•  Bereitstellung von Beihilfen (Housing Voucher) für benacheiligte Haus-
halte zur Anmietung von Wohnungen in integrierten Lagen.

Öffnung des Wohnungsmarktes durch „Moving-to-Opportunity“

Neben diskriminierenden Praktiken bei der Wohnungsvermie-
tung oder beim Verkauf von Wohnungen bzw. Grundstücken 
wird das vorhandene Instrumentarium zur Regelung von Flä-
chennutzungen in den USA durchaus gezielt eingesetzt, um 
etwa den öffentlich geförderten Mietwohnungsbau für einkom-
mensschwache Gruppen aus bestimmten Stadtbereichen und 
vor allem aus den Umlandgemeinden herauszuhalten (vgl. 
Orfield 1997, 56). In den USA werden solche Abwehrreakti-
onen traditionell mit dem Begriff „NIMBY“ („Not-in-my-Backy-
ard“) umschrieben. Aber nicht nur durch ein solches Exclusi-
onary Zoning bzw. Snob Zoning wurde die sozial-räumliche 
Ausgrenzung zementiert. Sondern auch der öffentlich geför-
derte Wohnungsbau in Form großmaßstäblicher und hoch 
segregierter Projekte hat in der Vergangenheit kaum zu mehr 
Standortgerechtigkeit beigetragen (Public Housing Projects) 
(vgl. Venkatesh 2000).

Nach der Installierung des gesetzlichen Rahmens zu einer Gleichbehand-
lung im Wohnbereich (Fair Housing) im Jahre 1968 fanden Strategien 
der Öffnung des Wohnungsmarktes durch die Sicherung von Freizügig-
keit im Zugang zu Wohnraum für alle sozialen und ethnischen Gruppen 
dennoch erst mit deutlicher zeitlicher Verzögerung Eingang in das kon-
krete Handeln der lokalen und regionalen wohnungspolitischen Akteure 
(vgl. u.a. Glazer 1987; Jargowsky 2004). Als ein entscheidender Mei-

Abb. 25: Analyse über die 
Barrieren zum Zugang zu 
Wohnraum

Abb. 26: : Umkehrung von 
„Not-in-my-Backyard“-Strategien
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lenstein hierfür wird in der Regel der Fall Gautreaux vs. Chicago Housing 
Authority angeführt. Das Ergebnis dieses Rechtsstreites waren mehrere 
Gerichtsentscheide, die schließlich auch die förderkonzeptionellen Vor-
gaben des Bundesministeriums HUD in die Kritik brachten. Letztlich wur-
de der räumlich hochkonzentrierten Unterbringung von benachteiligten 
Gruppen in großvolumigen sozial homogenen Wohnungsbauprojekten 
ein „diskriminierender Charakter“ attestiert, der als unvereinbar mit den 
gesetzlichen Anliegen der Sicherstellung eines gerechten Zugangs zu 
Wohnraum („Fair Housing“) zu betrachten sei. *

* Dorothy Gautreaux war eine jener Mieterinnen, die gerne in einem weniger 
stark ethnisch segregierten Umfeld leben wollten, aber bei der Suche nach 
Wohnraum keine entsprechenden Angebote seitens der Chicago Housing Aut-
hority (CHA) erhielten. Vor Gericht konnte nachgewiesen werden, dass die 
CHA bei der letztendlichen Standortentscheidung dem Druck von weißen Rats-
mitgliedern nachgegeben hatte, solche Projekte aus ihren Stadtbezirken he-
rauszuhalten. Im Jahre 1969 wurde der Klage stattgegeben. Der Anwalt der 
Klägerin schlug vor, durch kleine dezentrale und stadtweite Projekte im Rahmen 
des Public Housing vornehmlich in von Weißen dominierten Quartieren eine 
stärkere Mischung herbeizuführen, „...so that over time (...) the numerical imba-
lance would be changed“ (Alexander Polikoff zit.n. Shore 1995).

CHA als lokale Behörde hielt in der Folgezeit an ihrer Blockadehaltung 
fest und zeigte keine Bereitschaft zu kompensatorischen Maßnahmen, so 
dass sie später unter staatliche Zwangsverwaltung gestellt werden muss-
te. Demgegenüber erklärte sich HUD, nachdem es im Jahre 1976 selbst 
durch den Obersten Gerichtshof wegen diskriminierender Förderpraktiken 
verurteilt worden war, im Jahre 1981 in einer abschließenden gericht-
lichen Vereinbarung zur Durchführung eines ersten Gautreaux-Demons-
trationsprogramms bereit. In diesem Rahmen verpflichtete es sich auf die 
Schaffung von insgesamt 7.100 Wohneinheiten in „integrierter“ Lage. 

Untersuchungen - darunter eine Langzeitbegleitforschung zu Gautreaux-
Familien über sieben Jahre - ließen positive Wirkungen des Programms 
erkennen. So zeigten die in Vorstadt-Siedlungen umgesiedelten Haus-
halte Verbesserungen sowohl im Bereich der Beschäftigung als auch in 
Bezug auf Ausbildung und Schule, wenn sie dabei auch Anpassungspro-
zesse hinsichtlich höherer Qualifikations- bzw. Leistungsanforderungen 
durchmachen mussten (vgl. Cullingworth 1997, S.259; Massey/Denton 
1995, S.231). Kritische Stimmen verwiesen zugleich darauf, dass die 
Anpassungsprozesse für manche Familien härter ausfielen (Leonard S. 
Rubinowitz, zit. n. Shore 1995: „These are Hard Moves“), als dies ur-
sprünglich vermutet worden war. Ein großes Problem waren insbesonde-
re die sich mitunter im neuen Umfeld einstellenden Distanzierungen sei-
tens der Nachbarn und die damit einhergehenden Diskriminierungs- und 
Isolationserfahrungen vor allem für allein erziehende schwarze Frauen 
(vgl. DeParle 1993). * 

* Die Kritik machte sich schließlich auch daran fest, dass im Zuge der durch die 
Teilnehmerauswahl erzeugten Selektivitäten - so erfolgte im Vorfeld regelmäßig 
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ein sog. „Screening“ der Programmaspiranten - und auf Grund der zu konstatie-
renden Selbstselektion tendenziell eher stabilere Haushalte mit Aufstiegsorien-
tierung die Armutssiedlungen zu verlassen bereit waren (sog. „Creaming“). 

Insgesamt waren die Erfolge des ersten Demonstrationsprojektes in quan-
titiver Hinsicht zwar wenig beeindruckend, da sie eine Veränderung von 
bestehenden residenziellen Segregationsmustern nicht annähernd erken-
nen ließen (Massey/Denton 1995, 225). Dennoch hat die Auswertung 
der Erfahrungen des Gautreaux-Programms wesentlich dazu beigetra-
gen, dass heute die Dekonzentration von Armut durch anti-segregative 
Strategien als ein unverzichtbarer Ansatzpunkt zur Verbesserung der 
Wohnstandortoptionen für benachteiligte Gruppen auf dem Wohnungs-
markt und zur Bekämpfung von sozialer Ausgrenzung gesehen wird.

Bei dem „Moving-to-Opportunity“-Programm („Programm zur Förderung 
von Umzügen in ein chancenreicheres Umfeld“) handelt es sich um ein 
nationales Modellprojekt, in dessen Rahmen seit 1996 in experimentel-
ler und systematischer Weise die Übertragbarkeit von Gautreaux-Erfah-
rungen getestet wurde. Dies geschah zunächst in fünf Städten: Baltimo-
re, Boston, Chicago, Los Angeles und New York City. Zwischen 1994 
und 1998 bewarben sich insgesamt 4.608 Haushalte. Die Probanden 
sollten Kinder unter 18 Jahren haben und Wohnungen belegen, die sich 
in Quartieren mit hoher Armutsquote (über 40%) befanden und in der 
einen oder anderen Weise (Objekt- bzw. Subjektförderung) Nutznießer 
öffentlicher Förderung sein. 3.169 Familien wurden Wohnbeihilfen zum 
Umzug an einen neuen Wohnstandort in Quartieren mit geringer Armuts-
quote (unter 10%) angeboten. 1.676 Familien nahmen diese Unterstüt-
zung schließlich in Anspruch und wechselten in eine andere Wohnung. 
Mit Unterstützung einer externen Evaluation gelang es HUD, im Jahre 
2002 fast 8.900 Erwachsene und Kinder aus den betreffenden Familien 
einem Monitoring zu unterziehen (ca. 89% der Probanden) (vgl. Abt As-
sociates/NBER 2003). Die Programmwirkungen wurden systematisch an 
zwei verschiedenen Kontrollgruppen überprüft.

Die bisherigen empirischen Befunde aus der Zwischen-Evaluation zur 
Umsetzung des MTO-Programms liefern einerseits zwar deutliche Belege 
dafür, dass sich die Lebensumstände der umgezogenen Familien im Hin-
blick auf die Qualität von Wohnung und Wohnumfeld und der von den 
Kindern besuchten Schulen verbessert hatten. Es fanden sich andererseits 
aber keine signifikanten Verbesserungen in Bezug auf die Schulabschlüs-
se, die Anstellungsverhältnisse oder das Lohn- bzw. Einkommensniveau 
der teilnehmenden Haushalte (Abt Associates/NBER 2003, XIV). Die 
Verringerung der Angst vor Kriminalität wurde gleichermaßen als Um-
zugsmotif wie auch als Erfolgsmoment benannt. Auch gehörte zu den 
feststellbaren wesentlichen positiven Wirkungen, dass Mütter in einem 
geringeren Maße psychische Stresserscheinungen zeigten oder zu Fett-
leibigkeit neigten. Auffällig war zudem, dass Mädchen in ihrem Verhal-
ten generell positivere Entwicklungen erkennen ließen, während die Ver-
haltensänderungen bei den Jungen eher zur Sorge Anlass gaben (z.B. 
Alkoholkonsum, Eigentumsdelikte) (vgl. Goering/Feins 2004). Zwar sind 
die Qualitätsgewinne im Bereich der physisch-materiellen Umfeldbedin-

Abb. 27: Evaluationsbericht zum 
MTO-Programm
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gungen nicht zu bestreiten. Die in der Rezeption des ersten Gautreaux-
Demonstrationsprogramms geschürte hohe Erwartungshaltung hinsicht-
lich signifikant positiver Kontexteffekte für die individuellen Schul- und 
Karriereerfolge der Programmteilnehmer/innen mussten allerdings deut-
lich heruntergezont werden.

Restriktive Gesetzesvorgaben plus partnerschaftliche Vereinbarungen

Das Diskriminierungsverbot des Fair Housing Act zeigt sich sehr augen-
fällig im Bereich der Vermarktung und Bewerbung von Wohnungen und 
Immobilien. Verschiedene Vorschriften zur Werbung für Wohn-Immo-
bilien (sog. „Advertising Guidelines“, vgl. HUD 1995) geben vor, wie 
Wohnungsannoncen in Zeitungen oder im Internet diskriminierungsfrei 
zu formulieren sind. Das sehr markante Fair Housing-Logo findet sich 
allerorten in den Anzeigenteilen der Immobilienwirtschaft und hat längst 
auch in die digitalen Immobilienportale Eingang gefunden. In den Büros 
von Maklern, Wohnungsgesellschaften oder sonstigen Wohnungsanbie-
tern müssen zudem „Fair Housing-Poster“ platziert sein, die zeigen, dass 
im Einklang mit dem Gesetz gehandelt wird. * 

* „Failure to post the fair housing poster as required by law, might be consi-
dered as a discriminatory housing practice“.

Für die Kennzeichnung der Werbeanzeigen der immobilienbezogenen 
Kreditwirtschaft (Banken, Versicherungen etc.) wurden zudem ein geson-
dertes Logo und ein Poster entwickelt, da hier noch zusätzliche gesetz-
liche Instrumente zum Tragen kommen. Die Immobilienwirtschaft (Grund-
stücksgesellschaft, Wohnungsunternehmen, etc.), bzw. ihre Verbände 
haben auf diese restriktiven Vorgaben erkennbar reagiert. Dabei geht 
es zunächst einmal um eine verbesserte Information und Aufklärung der 
Mitgliedsorganisationen, um Verstöße gegen die gesetzlichen Auflagen 
und entsprechende Sanktionen möglichst zu vermeiden. Dies erfolgt ins-
besondere über Informationsbroschüren, Handbücher, Schulungs- und 
Trainingsangebote, usw. *

* vgl. etwa „FOR MANAGERS: Sales Meeting Tool Kit Fair Housing: Say It Fairly in Your 
Ads“, (http://www.realtor.org/rmomag.nsf/pages/toolkita pr02|15.06.07). 

Darüber hinaus zeigt man sich bemüht, über lokale und supralokale Ver-
einbarungen mit den staatlichen Instanzen eine Kultur der Selbstverpflich-
tungen zum Fair Housing zu fördern, nicht zuletzt, um einer weiteren 
Verschärfung der gesetzlichen Bestimmungen möglichst entgegen zu wir-
ken. Bei der Unterzeichnung der ersten freiwilligen Vereinbarung (first 
Voluntary Affirmative Marketing Agreement - VAMA) zwischen HUD und 
NAR (National Association of Realtors), der Nationalen Vereinigung der 
Immobiliengesellschaften, im Jahre 1975 waren diese zunächst noch er-
kennbar getragen durch die Anforderungen an ein „Affirmative Action“. *

* „The VAMA sought to encourage individual real estate firms to take appropri-
ate steps to ensure that their agents followed the fair housing law. The VAMA 

Abb. 28: Offizielles Logo zur 
Förderung von Gleichstellung im 
Wohnbereich

Abb. 29: Häufig gestellte Fragen 
seitens der Immobilienwirtschaft zur 
Gleichstellung im Wohnbereich
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also encouraged Realtors(r) and real estate firms to support the „spirit 
of the fair housing law“ through a variety of equal housing opportuni-
ty programs including outreach, advertising, equal employment prac-
tices, safeguards against racial steering and other steps, that helped 
housing to be marketed on an equal opportunity basis.“ (Realtors(r) 
(o.J.): Guide to Developing Fair Housing Partnerships, http://www.
aaronline.com/documents/NARFairHousingGuide.pdf |16.06.07)

Seit den 90er Jahren werden solche Aktivitäten demgegenü-
ber eher in Verbindung mit „Diversity“-Konzepten verfolgt, zu-
dem wird der Partnerschafts-Gedanke stärker betont. So wollen 
HUD und NAR nunmehr verstärkt „Fair Housing Partnerships“ 
auf den Weg bringen. Die durch die lokalen oder regionalen 
Akteure dabei zu bewältigenden Wege und Schritte werden 
in einem entsprechenden Leitfaden („Fair Housing Guide“) be-
nannt. Die im Jahr 2004 zwischen HUD und der NAR erneu-
erte Partnerschaftsvereinbarung liefert den aktuellen Musterent-
wurf für entsprechende regionale und lokale Vereinbarungen 
zwischen den öffentlichen und privaten Akteuren des Wohnungsmarktes. 
Das im Anhang aufgelistete Spektrum der als sinnvoll erachteten Strate-
gien und Aktionen beinhaltet bemerkenswerter Weise auch den Hinweis 
auf die Möglichkeit der Durchführung von Self-Testing durch die beteili-
gten Organisationen der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft. Die frei-
willige Durchführung entsprechender Aktivitäten wird den betreffenden 
Unternehmen vor allem deshalb nahe gelegt, um frühzeitig etwaigen 
Verstößen durch ein internes Monitoring auf die Spur zu kommen und 
spätere Zwangsmaßnahmen zur Einlösung der gesetzlichen Gleichstel-
lungsvorgaben auf diese Weise möglichst überflüssig zu machen (vgl. 
http://www.portsmouthva.gov/managementservices/images/Fair%20
Housing%20Book%202004.pdf|22.10.07).

Zu den nicht selten anzutreffenden Reaktionsformen der Wohnungs- und 
Immobilienwirtschaft auf die Anstrengungen zur einer aktiveren Umset-
zung der Regelungen des Fair Housing (sog. „Enforcement“) gehört al-
lerdings auch die Strategie des Unterlaufens der Gleichstellungsanforde-
rungen durch das Praktizieren möglichst verdeckter Selektivitäten. Darauf 
verweisen insbesondere die Ergebnisse von Testing-Maßnahmen (siehe 
ausführlich Kapitel 3).

Abb. 30: Offizielles „Fair Housing 
Poster“ für die immobilienbezogene 
Kreditwirtschaft
Abb. 31: Leitfaden für die 
Entwicklung von „Fair Housing 
Partnerships“
Abb. 32: Handbuch zum „Fair 
Housing“
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3  „Paired Ethnic Testing“ - Anregungen aus dem 
   US-amerikanischen Fair Housing 

Nach nunmehr drei US-weiten repräsentativen Studien, die 1977, 1989 
und zuletzt 2000 durchgeführt wurden, ist es möglich, die Veränderungen 
chronologisch zu betrachten (vgl. Turner et al., 2002). Daraus ergeben 
sich zum einen wichtige Aufschlüsse über die Praktikabilität und den Stel-
lenwert von Situationstests zum Nachweis von unmittelbarer und mittel-
barer Diskriminierung der gesetzlich geschützten Gruppen bei der Suche 
nach Wohnraum. Zum anderen liefern diese wertvolle Hinweise über die 
Reichweite und Effektivität der sonstigen in diesem Feld verfolgten Ansät-
ze zur Schaffung gerechter Zugangschancen zum Wohnungsmarkt. *

* Die folgenden Ausführungen stützen sich wesentlich auf Yinger 1998.

3.1 Entwicklung von Testing auf dem Wohnungsmarkt in den USA

Die Anwendung von Testing zum Nachweis von Diskriminierung bei der 
Vergabe von Wohnraum entwickelte sich in den USA zwar schrittweise 
- dies allerdings bereits seit den 70er Jahren. Dabei gingen zunächst 
private oder öffentliche Initiativgruppen zur Herstellung von Chancen-
gleichheit auf dem Wohnungsmarkt (Fair Housing Groups) in ihrer je-
weiligen Stadtregion einzelnen Fällen offensichtlich unfairer Behandlung 
meist eines schwarz- oder Latino-amerikanischen Haushaltes nach. Als 
sehr effektiv erwies sich in solchen Fällen der Ansatz, dem betreffenden 
Vermieter eine weiße Vergleichsperson mit ansonsten identischen Merk-
malen als Wohnungssuchenden „anzubieten“.

Anfang der 70er Jahre wurden auf diese Weise immer mehr Fälle vor 
Gericht gebracht. Mit der Zeit entstanden die ersten Handbücher für die 
Durchführung von Testing-Verfahren im Wohnbereich (siehe dazu Yin-
ger 1998, 28f.). Dem Aufgreifen von Einzelfällen schlossen sich erste 
kleinere Studien an, die die Praxis der Wohnraumvergabe unterschied-
licher Anbietergruppen in bestimmten Städten untersuchten (z.B. 1974-
75 in Detroit).

Testing wurde auf diese Weise sukzessive zu einer systematischen Un-
tersuchungsmethode entwickelt, die 1977 erstmals auch im Rahmen ei-
ner vom US-Department of Housing and Urban Development (HUD) in 
Auftrag gegebenen bundesweiten wissenschaftlichen Studie zum Einsatz 
kam. Bei diesem „Housing Market Practices Survey“ (HMPS) standen 
zunächst Schwarz-Amerikaner im Zentrum des Forschungsinteresses. Bei 
den insgesamt 3.264 Tests in 40 Metropolregionen wurde eindeutig be-
legt, dass die Diskriminierung von Schwarzen sowohl bei der Vermietung 
als auch beim Verkauf von Wohnungen und Immobilien signifikant ist. 
Der Studie kam letztlich Pionierfunktion im Hinblick auf die Anerkennung 
der Testing-Methode als Instrument zur systematischen Aufdeckung von 
Diskriminierung im Wohnbereich zu. Sie markierte zugleich einen wich-
tigen Meilenstein für die mehrere Jahre später folgende Novellierung der 
Gesetzgebung zum Fair Housing (1988).
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Im Jahre 1989 setzte daran eine weitere 
bundesweite Untersuchung an, die von 
HUD nunmehr ausdrücklich als „Housing 
Discrimination Study“ (HDS) in Auftrag 
gegeben wurde. Im Rahmen dieser Stu-
die erfolgten Testing-Verfahren in 25 Me-
tropolregionen, wobei mehrheitlich die 
Tester-Konfiguration „Schwarz-Weiß“ (20 
Regionen) in den Fokus gerückt wurde. In 
einem weiteren Sample wurde die Tester-
Konfiguration „Latino-Weiß“ (13) betrach-
tet. In ausgewählten Gebieten (8) waren 
auch beide Tester-Konfigurationen Gegen-
stand der Untersuchungen. Die Auswahl 
der Gebiete war so angelegt, dass sie bun-
desweit repräsentative Ergebnisse erwarten 
ließ. Insgesamt wurden 1.081 Testings zur 
Konfiguration „Schwarz-Weiß“ und 1.076 
Testings zur Konfiguration „Latino-Weiß“ im 
Käufermarkt, sowie 801 Testings zur Konfi-
guration „Schwarz-Weiß“ und 787 Testings 
zur Konfiguration „Latino-Weiß“ im Bereich 
der Wohnungsvermietung durchgeführt. Im 
Vergleich zur Vorgänger-Studie zeigte sich, 
dass das Ausmaß der Diskriminierung im Untersuchungszeitraum auf 
einem ähnlich hohen Niveau verblieben war.

Für den Zeitraum zwischen 1977 bis 1990 kann darüber hinaus von 
mehr als 70 weiteren Testing-Studien ausgegangen werden, die von Fair 
Housing-Agenturen oder von Forschungsinstituten in einzelnen Stadtregi-
onen durchgeführt wurden (Yinger 1998, 28). Dies fand seine Fortset-
zung in größeren lokalen und regionalen Studien in den 90er Jahren, 
die teilweise auch zur Weiterentwicklung der Untersuchungsmethodik 
beitrugen. Einen zusätzlichen Schub hat die Etablierung von Testing seit 
Anfang der 1990er Jahre nicht zuletzt dadurch erhalten, dass das De-
partment of Justice (DOJ) bereits unter der Bush-I-Regierung die Untersu-
chung von ungleicher Behandlung im Wohnbereich durch Situationstests 
zu einer seiner Regelaufgaben machte. Seitdem sind im Auftrag des DOJ 
quer durch die USA Untersuchungsteams im Einsatz, um unangekündigte 
Situationstests durchzuführen und die Ergebnisse anschließend auch für 
ein gerichtliches Vorgehen zu nutzen.

Die bislang letzte und damit dritte groß angelegte US-amerikanische 
Untersuchung „Discrimination in Metropolitan Housing Markets“ (Turner 
et al., 2002) aus dem Jahr 2000, die vom unabhängigen Urban Insti-
tute in Washington, D.C. für HUD erarbeitet wurde (vgl. http://www.
urban.org/center/met/index.cfm) kann inzwischen in methodischer 
Hinsicht als ausgesprochen ausgereift bezeichnet werden. Im Rahmen 
dieser „Housing Discrimination Study“ (HDS) wurden 4.600 gepaarte 
Tests in 23 US-amerikanischen Metropolregionen durchgeführt. Der Un-

Abb. 33: Informationen zum Testing

Abb. 34: HDS-Studie zu Diskriminie-
rung in städtischen Wohnungsmärkten
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tersuchungsfokus wurde bei dieser Studie auf Amerikaner asiatischer und 
indianischer Herkunft ausgeweitet. Die angewendeten Testing-Methoden 
bauen auf denen der Vorgänger-Studien auf, um einen Vergleich der Er-
gebnisse aller Untersuchungen im Zeitverlauf zu ermöglichen.

Die Ergebnisse dieser Studie verwiesen darauf, dass sich bundesweit 
das durchschnittliche Diskriminierungsniveau bei der Bewerbung um eine 
Mietwohnung im Vergleich zu 1989 nur bei Schwarz-Amerikanern um 
wenige Prozentpunkte verringert hatte, es aber immer noch signifikant 
hoch blieb. Demnach wurden Weiße in mehr als 1/5 der Tests (21,6%) 
gegenüber Schwarzen bevorzugt. Für Latino-Amerikaner musste sogar 
festgestellt werden, dass hier das Diskriminierungsrisiko noch weiter an-
gestiegen war. So wurden Weiße in mehr als 1/4 (25,7%) der Testfälle 
bevorzugt. Die Ergebnisse zeigten aber auch, dass sich das Diskriminie-
rungsrisiko beim Kauf von Immobilien sowohl für Schwarz-Amerikaner 
als auch für Latino-Amerikaner leicht rückläufig entwickelt hatte (HDS 
2000, iiif.). 

Zur Erhöhung von Reichweite und Wirkung der Regelungen zum Fair 
Housing wurden im Anschluss an die Housing Discrimination Study von 
2000 weitere Testing-Verfahren in Auftrag gegeben. Dies hat auch damit 
zu tun, dass die Ergebnisse der vorangegangenen Forschungsanstren-
gungen nicht direkt für ein gerichtliches Vorgehen verwendet werden 
dürfen. Sie können allenfalls Hinweise für die Fokussierung auf bestimmte 
Anbietergruppen oder regionale Teilmärkte liefern. *

* „We have offices nationwide, and specifically in those places where we see 
the problems are greatest we intend to do some follow-up testing and possible 
enforcement action. (...)“ (Bryan Greene, U.S. Department of Housing and Urban 
Development, http://www.urban.org/publications/900625.html|20.04.07).

Diese „Followup Enforcement Testing Initiative zur Housing Discrimination Stu-
dy“ (HDS) ist erklärtermaßen nicht als Forschungsvorhaben angelegt, sondern 
soll gezielt zur verbesserten Umsetzung der Bestimmungen des Fair Housing 
beitragen. Die damit betraute Firma DB Consulting (www.dbconsultinggroup.
com) hat deshalb zusätzlich die Aufgabe erhalten, die Programmimplementati-
on durch begleitende Informations- und Trainingsangebote und sonstige geeig-
nete Aktivitäten in bestimmten Regionen (so genannte „Outreach Activities“) zu 
forcieren (http://www.dbconsultinggroup.com/c_ftw_00387.html).

3.2 „Paired Ethnic Testing“ (HUD-Methodik)

Konfiguration und Vorbereitung des Tester-Paares

In den von HUD in Auftrag gegebenen gepaarten HDS-Testings agieren 
jeweils zwei Personen, eine aus der Mehrheitsgesellschaft und eine an-
dere aus einer der durch den Fair Housing Act geschützten Gruppe, als 
Wohnungssuchende. Sie besuchen Vermieter, Wohnungsgesellschaften 
oder Immobilienmakler, um sich über die Verfügbarkeit der von diesen 
angebotenen Wohnungen oder Immobilien zu erkundigen. Die Tester un-
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terscheiden sich dabei beispielsweise nur in ihrer Ethnie, Herkunft oder 
Hautfarbe und kontaktieren Wohnungsanbieter. Dabei geben sie vor, 
eine Wohnung anmieten zu wollen. Beide Tester besitzen die gleichen 
Einkommens-, Arbeits- und Familiensituationen sowie ebenbürtige Bil-
dungsgrade. Auch die Wohnwünsche der Kandidaten gleichen sich. 

Die Tester durchlaufen vor ihrem Einsatz ein gezieltes Training, damit 
sie in bestimmten Situationen, z.B. Nachfragen des Wohnungsanbieters, 
möglichst identische Reaktionen zeigen. Entscheidend ist, dass die Tester 
neutral reagieren und dem Wohnungsanbieter keine „Falle stellen“, son-
dern lediglich mit dessen originären Reaktionen arbeiten.

Die entsprechend vorbereiteten Kandidaten besuchen unabhängig von-
einander Vermieter oder Makler, die in den Sonntagsausgaben der füh-
renden Tageszeitungen Wohnungen anbieten. Sie fertigen im Nachgang 
Protokolle an und dokumentieren damit, welche Informationen sie über 
die angebotene Wohnung oder ggf. weitere angebotene Wohnungen 
erhalten haben. Dazu zählen Standort, Qualität und Zustand der Woh-
nung, Miet- oder Kaufpreis sowie weitere Bedingungen. Nach der Vor-
sprache beim Wohnungsanbieter erfolgt die Auswertung der Protokolle 
nicht durch die Tester selbst, sondern in der Regel durch die Untersu-
chungsleitung. Die Tester vergleichen ihre Erfahrungen also nicht direkt 
miteinander oder ziehen vergleichende Schlüsse, sondern protokollieren 
einzig die Details der Behandlung, die sie individuell erfahren haben. 

Die vorgegebenen gleichartigen Eigenschaften der Kandidaten, die sich 
beispielsweise nur im Hinblick auf die Ethnie, Religion oder Hautfarbe 
unterscheiden, sollten im Idealfall zu einer ebenfalls gleichartigen Be-
handlung der Kandidaten durch den Wohnungsanbieter führen. Abwei-
chungen davon, also Ungleichbehandlungen oder gar Diskriminierungen, 
sind auf diese Weise relativ eindeutig ablesbar.

Untersuchungsdesign und Sample

Obgleich die Paired-Testing-Methode ursprünglich als Werkzeug für 
die Durchsetzung von Fair-Housing-Prinzipien entstand, ist sie auch er-
folgreich zu Forschungszwecken angepasst worden. Um zuverlässige 
Befunde über Ungleichbehandlungen bei Transaktionen auf dem Woh-
nungsmarkt nachweisen zu können, muss das Paired-Testing an einer 
Repräsentativstichprobe der Wohnungs- oder Immobilienanbieter in aus-
gewählten Märkten angewendet werden und in hohem Grade standar-
disiert erfolgen.

Das Sampling der HDS-Untersuchung von 2000 basiert auf einem inte-
grierten, geclusterten und zweistufig angelegten Sample-Design. In der 
ersten Stufe wird festgelegt, dass die Häufigkeit der unterschiedlichen 
Ethnien der Tester proportional zu ihrem Anteil an der Gesamtbevölke-
rung (bzw. einer Teilbevölkerung der jeweiligen Untersuchungsregion) 
sein soll. In der zweiten Stufe werden Stichproben von Wohnungs- und 
Immobilienanzeigen für Miete und Verkauf aus den lokalen Zeitungen 

Abb. 35: Teil-Studie zur Diskriminierung 
von Amerikanern indianischer Herkunft

Abb. 36: Teil-Studie zur Diskriminierung 
von Personen mit Behinderungen
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der jeweiligen Untersuchungsregionen genommen. Diese werden den Te-
stern wochenweise zugewiesen. Herausgelassen werden allerdings An-
zeigen des Hochpreis- bzw. Luxussektors sowie Angebote für spezifische 
Zielgruppen (z.B. Seniorenwohnungen) oder auch befristete Angebote.

Konkreter Ablauf eines Testing

Im Vorfeld des Verfahrens gilt es, geeignete Testpersonen auszuwählen 
bzw. zu akquirieren. Die Implementierung des eigentlichen Testing-Ver-
fahrens gliedert sich in drei Phasen: Vorbereitung, Durchführung und 
Nachbereitung. Daran anschließend findet die Analyse und Auswertung 
der erhobenen Ergebnisse statt. 

Auswahl von Testpersonen

Voraussetzung für das Gelingen eines Tests sind die objektiven und auf 
Tatsachen beruhenden Berichte der Tester. Letztere müssen daher sorg-
fältig ausgewählt und vorbereitet werden, um sich möglichst authentisch 
nach Wohnobjekten zu erkundigen und später über ihre dabei gesammel-
ten Erfahrungen zu berichten.

Die zitierte HUD-Untersuchung gibt keine Auskunft über die Identifizie-
rung und Selektion von Testpersonen. Die durchführende Regierungsstelle 
arbeitet hierbei aber in jedem Fall mit örtlichen Fair Housing Agencies 
oder Fair Housing Centers zusammen, über die letztendlich die Tester 
akquiriert werden. Die lokalen Stellen sind in der Regel Non-Profit-Or-
ganisation - beispielsweise aus dem Umfeld der Bürgerrechtsbewegung 
- die auf lokaler und regionaler Ebene agieren. Diese übernehmen im 
öffentlichen Auftrag (zertifiziert und finanziell gefördert durch das HUD) 

die Durchführung von so genann-
ten „sekundären Dienstleistungen“ 
im Wohnungswesen, wozu auch 
das „Discrimination Testing“ ge-
hört. Die Organisationen bieten 
zudem die Beratung von Immobili-
enkäufern und Mietern, aber auch 
von Vermietern an, betreiben (Hy-
potheken-)Schuldnerberatung und 
initiieren Maßnahmen gegen be-
trügerische Vermieter. Die Dienste 
werden kostenlos zur Verfügung 
gestellt.

Um beispielsweise als Tester für das 
Miami Valley Fair Housing Center 
(vgl. www.mvfairhousing.com) in 
Dayton (Ohio) zu arbeiten, ist ein 
Bewerbungsbogen auszufüllen. 
Dieser enthält folgende Fragen:

Abb. 37: Aufruf zur Gewinnung von Testern aus einem Info-Blatt
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• Bestehen eventuell Vorstrafen?

• Wer waren die letzten drei Arbeitgeber?

•  Haben Sie schon in der Immobilienbranche gearbeitet oder arbeiten 
Sie z.Zt. dort?

•  Können Sie drei Referenzpersonen (nicht aus der Verwandtschaft!) be-
nennen?

•  Welche Beweggründe für eine Arbeit als Housing Discrimination-Tester 
liegen vor?

•  Welche persönlichen Voraussetzungen für eine Tätigkeit als Tester, ins-
besondere im Hinblick auf das Schreiben von Protokollen und Berich-
ten, das Erinnerungsvermögen und die Kommunikationsfähigkeit sind 
gegeben?

•  Bestehen irgendwelche persönlichen/moralischen Einwände, mit einer 
fiktiven Biographie ausgestattet zu werden und diese als Hintergrund-
information zu verwenden (Beruf, Arbeitgeber, Umzugsgrund)?

Wird ein Bewerber angenommen, so wird er in einem fünfstündigen 
Training auf die Testings vorbereitet. Das Miami Valley Fair Housing Cen-
ter vergütet $50 für das fünfstündige Training und ein Minimum von $35 
für jeden durchgeführten Test. 

Vorbereitung

Jeder durchzuführende Test wird in einem Formular erfasst (Test Authori-
zation Form TAF), das die folgenden Angaben enthält:

•  Transaktions-Typ - Vermietung oder Verkauf

•  Testing-Typ - ethnische Gruppe, die für den jeweiligen Test vorgesehen 
ist

•  Durchführungsreihenfolge - die zufällig festgelegte Reihenfolge (Mi-
grant/Einheimischer), in der die Tester ihre Besuche machen sollen

•  Miet- und Verkaufsinformationen - Typ der angebotenen Wohnung oder 
des Hauses (Einzel- oder Familiengröße, Miet- oder Eigentumswoh-
nung, möbliert oder unmöbliert) 

•  Anzeigen-Informationen - Die Informationen der Zeitungsanzeige 
(Name der Zeitung, Ausgabe, Position der Anzeige) mit einer Kopie 
der Anzeige

Die lokalen Prüforganisationen erhalten die Formulare und tätigen „vor-
bereitende Anrufe“, um die Eignung der annoncierten Wohneinheiten zu 
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bestätigen und um die zur Erarbeitung glaubwürdiger Testanweisungen 
benötigten Informationen einzuholen. „Vorbereitende Anrufe“ werden 
für alle Miet-Tests getätigt. Für Verkäufe erfolgen „vorbereitende Anrufe“ 
nur dann, wenn die Anzeige nicht die Lage des Hauses, den Kaufpreis 
oder die Zahl der Zimmer für das Haus enthält. Die Voranrufer sind an-
gewiesen, spezifische Informationen über jede annoncierte Wohneinheit 
einzuholen. Dazu gehören: Das genaue Datum der Verfügbarkeit (für 
Mietwohnungen), die Höhe der Miete oder des Kaufpreises, die Zahl der 
Zimmer und die Adresse der Wohnung oder des Hauses.

Wenn im Falle eines Miet-Tests die annoncierte Wohneinheit nicht mehr 
vorhanden ist, erkundigt sich der Voranrufer nach möglichen anderen 
angebotenen Wohneinheiten. Um die späteren Testbesuche zu erleich-
tern, fragt der Voranrufer auch nach Dienststunden und nach der Not-
wendigkeit einer Terminabsprache für die Besichtigung. Die Voranrufer 
sollten mindestens fünf Versuche tätigen, um einen Wohnungsanbieter 
zu erreichen (zu unterschiedlichen Tageszeiten und an unterschiedlichen 
Wochentagen), bevor ein Wohnobjekt bereits in dieser Phase ausschei-
den muss.

Die Test-Koordinatoren geben im Rahmen einer Kurzeinführung (Initial 
Briefing) – jedem Tester zusammen mit einem ausführlichen Satz von An-
weisungen ein persönliches und ein Haushaltseinkommen vor. Dazu ha-
ben sie im Vorfeld die persönlichen Informationen der Tester, wie ihren ge-
genwärtigen Arbeitgeber (wobei z.B. bestimmte Arbeitgeber und Berufe 
ausgeschlossen werden), die Namen der Haushaltsmitglieder und die 
Namen der Kreditgeber festgelegt. Manchmal verwenden sie die realen 
Eigenschaften der Tester, wenn diese passend erscheinen. Für die weiteren 
Testereigenschaften, wie die Zahl der gesuchten Zimmer oder die nach-
gefragte Wohnungsgröße, werden vom Test-Koordinator jene Informati-

Abb. 38: Tester gesucht - attraktive Nebeneinnahme!
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onen verwendet, die während des „vorbereitenden Anrufes“ eingeholt 
wurden. Auch die dem Tester vorgegebenen finanziellen Handlungsspiel-
räume basieren auf den Eigenschaften der annoncierten Wohneinheiten.

Zu den für eine Tester-Identität notwendigen persönlichen Eigenschaften 
gehören Angaben wie

•  Mindestgröße, die annehmbar für den Haushalt erscheint, 

• Lage oder geografische Präferenz, 

• Grund für den Umzug,  

•  Monats- und Jahreseinkommen für den Tester und jedes Mitglied seines 
Haushalts,  

• Gesamteinkommen des Haushalts,

• Zeitspanne an der gegenwärtigen Arbeitsstelle,

• Vermögen und Schulden des Haushalts,  

• Kreditwürdigkeit und 

• Zeitspanne am gegenwärtigen Wohnsitz.

Zusätzlich wird den Testern ein regelrechtes Set ausführlicher Anwei-
sungen, im Sinne eines „Drehbuchs“, für jedes Testing an die Hand ge-
geben. Diese Anweisungen gehen auf Standardsituationen ein, die die 
Tester erwarten können. Zugleich geben sie Hilfestellungen zur Vorge-
hensweise am Testort, zu den zu stellenden Fragen und schließlich auch 
dahingehend, wie der Besuch zu beenden ist.

Durchführung

Die Tester führen zunächst Anrufe durch und vereinbaren ein Treffen mit 
dem Anbieter. Dabei sollten noch keine persönlichen und finanziellen 
Informationen genannt werden. Tester sollten - bei Verkaufsangeboten 
- auch keine Zusagen machen, bestimmte Dokumente mitzubringen und 
einem angebotenen Treffen mit einem Kreditgeber nicht zustimmen. 

Während ihrer Testbesuche sollten die Tester sich zunächst nach der an-
noncierten Wohneinheit erkundigen. Sie sollten aber auch nach vorhan-
denen ähnlichen Wohnungen oder Häusern fragen (gleiche Größe und 
Preis). Es soll versucht werden, mindestens drei Wohnungen oder Häuser 
zu besichtigen und wenn notwendig, nochmalige Treffen mit dem Anbie-
ter zu vereinbaren.

Auf etwaige Fragen der Immobilien- oder Wohnungsanbieter antworten 
die Tester im Sinne der ihnen zugewiesenen Informationen über Wohn-
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wünsche, Haushaltsstatus, finanzielle Situation sowie Beschäftigungsver-
hältnis. Sie dürfen keine Präferenzen für besondere Ausstattungsmerkmale 
oder Lagen ausdrücken. Einer Überprüfung ihrer Vermögens-/Schuldner-
verhältnisse sollten sie nicht zustimmen. Sie sollten auch keine Zusagen 
machen, vorhandene Wohnungen oder Häuser zu mieten oder zu kaufen.
 
Darüber hinaus sind die Tester dahingehend trainiert, in der Rolle eines 
gewöhnlichen Wohnungssuchenden zu überzeugen und so viele Informa-
tionen wie möglich über verfügbare Objekte vom Anbieter einzuholen. 
Tester sollten sich zeitnah Notizen machen, um sich an das, was wäh-
rend des Tests vor sich ging, sowie an die vom Anbieter zur Verfügung 
gestellten Informationen möglichst vollständig erinnern zu können.

Nachbereitung

Nach jedem Testbesuch werden von den Testern standardisierte Berichte 
mit Hilfe von Formblättern („Site Visit Report Forms“) erstellt. Die jewei-
ligen Test-Partner vergleichen dabei ihre Erfahrungen nicht miteinander 
und notieren auch keine Hinweise bezüglich einer unterschiedlichen Be-
handlung. Jeder Tester notiert lediglich die Details der Behandlung, die er 
oder sie als einzelner Wohnungssuchender erfahren hat. Die Formblätter 
enthalten also Beobachtungen der Tester sowie Informationen, die vom 
Wohnungsanbieter während des Testings zur Verfügung gestellt wurden. 
Für das Testing bei Immobilienmaklern oder Verkäufern führen die Tester 
zusätzlich eine Liste der weiteren Kaufobjekte, die ihnen bei Ihrem Be-
such angeboten wurden.

In einer zufällig ausgewählten Teilmenge der Tests (ungefähr zehn Pro-
zent) werden zusätzliche narrative Protokolle der Testbesuche erstellt, die 
eine ausführliche und chronologische Abbildung der Testerfahrung dar-

Abb.39: Ablauf eines Testing-Verfahrens (HUD-Methodik)

Vorbereitung              Durchführung         Nachbereitung

Auswahl der Anzeigen für 
Wohnungen und Häuser

Anruf beim Anbieter und 
Vereinbarung für ein Treffen

Standardisierte Berichte 
durch Form-Blätter

(Site-Visit Report Forms)

Erarbeitung eines 
Testing-Formulars/

„vorbereitende“ Anrufe

Testbesuche von mindestens 
drei Wohnungen/Häusern 
und eventuell nochmaliges 
Treffen mit dem Anbieter

Narrative Protokolle bei 
10 % der Tester, um un-
genaue oder gefälschte 
Protokolle zu vermeiden

Kurzeinführung der Tester 
(Initial Briefing). Koordina-
toren geben ein „Set“ vor.

Tester machen sich zeitnah 
Notizen zu den Besuchen

Abschlussgespräch mit 
den Testern (Debriefing)
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stellen. Von den Testern werden diese ausführlichen Darstellungen aber 
erst nach dem Test angefordert. Damit soll sichergestellt werden, dass 
die Tester alle Tests mit der gleichen Aufmerksamkeit durchführen und in 
jedem Falle ausführliche Notizen machen. Dies dient zugleich dem Vor-
beugen vor ungenauen oder gar gefälschten Testprotokollen.

Nachdem sie ihre Tests durchgeführt haben, treffen sich die Tester mit 
ihrem Test-Koordinator für ein persönliches Abschlussgespräch (Debrie-
fing). Dabei prüft der Test-Koordinator die vom Tester vorgelegten Be-
richte, sowie alle Anmerkungen und Materialien. Diskutiert werden eben-
falls offene Fragen oder mögliche Abweichungen vom vorgegebenen 
Verfahren oder von den Regieanweisungen. Besonders nach Besuchen 
bei Immobilien- oder Wohnungsgesellschaften ergeben sich mitunter An-
schlusskontakte (per Post oder telefonisch), die ebenfalls innerhalb von 
weiteren 14 Tagen systematisch erfasst und dokumentiert werden. 

Auswertung

Um Ausmaß und Formen der Ungleichbehandlung auf dem Wohnungs-
markt zu messen, werden die Daten von den Samples der standardi-
sierten und konsistenten Paired-Tests analysiert. Dazu stehen statistische 
Methoden zur Verfügung. Insbesondere geht es um das grundlegende 
Maß der benachteiligenden Behandlung sowie um die - nicht einfache - 
Unterscheidung zwischen systematischer und zufälliger Ungleichbehand-
lung. Außerdem sind die Unterschiede zwischen Miet- und Kaufmarkt 
von Interesse.

Ein Paired-Test kann eines von drei grundlegenden Resultaten ergeben:

1)  Der Tester aus der Mehrheitsgesellschaft wurde gegenüber dem 
Tester aus der Minderheitsgesellschaft bevorzugt; 

2)  Der Tester aus der Minderheitsgesellschaft wurde gegenüber dem 
Tester aus der Mehrheitsgesellschaft bevorzugt;

3)  beide Tester wurden gleich behandelt (was vorteilhaft oder un-
günstig sein kann).

Das einfachste Maß der ungleichen oder benachteiligenden Behandlung 
ist der Anteil aller Tests, in denen die Tester aus der Mehrheitsgesell-
schaft gegenüber den Testern aus der Minderheitsgesellschaft bevorzugt 
wurden. Diese grobe Annäherung liefert einen deutlichen Hinweis da-
rauf, wie oft Mitglieder der Mehrheitsgesellschaft gegenüber in gleicher 
Weise qualifizierten Mitgliedern der Minderheitsgesellschaft bevorzugt 
werden. Jedoch gibt es Fälle, in denen Minderheiten-Tester eine besse-
re Behandlung als ihre Partner aus der Mehrheitsgesellschaft erfahren. 
Folglich ist  der Befund einerseits als Brutto-Häufigkeit (Gross Incidence) 
der bevorzugten Behandlung von Mehrheits-Testern und andererseits als 
Brutto-Häufigkeit der bevorzugten Behandlung von Minderheiten-Testern 
zu interpretieren.
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Obgleich diese Brutto-Häufigkeiten der unterschiedlichen Behandlung 
sehr anschaulich sind, können sie die tatsächliche Häufung systema-
tischer Ungleichbehandlung übertrieben darstellen. Insbesondere kann 
eine benachteiligende Behandlung während eines Tests nicht nur von Un-
terschieden bezüglich der Ethnie, sondern auch von zufälligen anderen 
Unterschieden herrühren. Solche zufälligen Einflüsse bei den Brutto-Mes-
sungen können daher zum Überschätzen der systematischen Ungleichbe-
handlung (Upperbound Estimates) führen. Durch besondere statistische 
Methoden ist es jedoch möglich, zufällige und systematische Ungleichbe-
handlungen zu unterscheiden (vgl. vertiefend Turner et al. 2002, S. 2-15).
Zusätzlich zur Darstellung der Resultate für jeden einzelnen Testbesuch 
werden auch Kombinationsgrößen (Composite Measures) ermittelt, die 
als zusammenfassende Indikatoren anzeigen, ob Benachteiligung oder 
Bevorzugung in bestimmten Kategorien (z.B. Wohnungsverfügbarkeit, 
Mietkosten) stattgefunden hat. Dazu wird für jede Kategorie der Behand-
lung ein hierarchisches Analysemuster vorgegeben, unabhängig von der  
Analyse der eigentlichen Testergebnisse (vgl. Abb. 40):

Rental Availability

Advertised Unit Available? 1

Similar Units Available? 2

Number Of Units Recommended 3

Rental Inspection

Advertised Unit Inspected? 1

Similar Units Inspected? 2

Number Of Units Inspected 3

Rental Cost

Rent For Advertised Unit (If Available) 1

Rental Incentives Offered? 2

Amount Of Security Deposit 3

Application Fee Required? 4

Rental Encouragement

Follow-Up Contact From Agent? 1

Asked To Complete Application? 2

Arrangements For Future? 3

Told Qualified To Rent? 4

Rental Overall Treatment

Advertised Unit Available? 1

Advertised Unit Inspected? 2

Rent For Advertised Unit (If Available) 3

Similar Units Available? 4

Similar Units Inspected? 5

Number Of Units Recommended 6

Number Of Units Inspected 7

Rental Incentives Offered? 8

Amount Of Security Deposit 9

Abb. 40: Auswertungsschema für ein Testing im Wohnbereich
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Typischerweise erfolgt die Einstufung als ungleiche Behandlung, wenn 
ein Tester in einem oder mehreren Einzelindikatoren bevorzugt wurde, 
während sein Partner keinerlei vorteilhafte Behandlung empfing. Tests 
werden als „neutral“ eingestuft, wenn ein Tester bei verschiedenen Indi-
katoren bevorzugt wurde, sein Partner aber in zumindest einem Indikator 
vorteilhaft behandelt wurde. So können ungleiche Behandlungen heraus-
gestellt werden, bei denen ein Tester eindeutig gegenüber dem anderen 
bevorzugt wurde. Dieses Vorgehen stuft jedoch fälschlicherweise einen 
Test als „neutral“ ein, wenn ein Tester eine vorteilhafte Behandlung hin-
sichtlich mehrerer Indikatoren empfing, während sein Partner auch nur 
hinsichtlich eines einzigen ggf. weniger bedeutsamen Indikators bevor-
zugt wurde. Eine aus diesem Grund festgelegte Hierarchisierung der In-
dikatoren stellt sicher, dass wichtige Unterschiede bezüglich der Behand-
lung von Mehrheit und Minderheit in konsistenter Weise herausgestellt 
werden.

Wenn beispielsweise einem Mehrheits-Tester die Information gegeben 
wurde, dass die annoncierte Wohneinheit verfügbar war, während dem 
Minderheiten-Tester erklärt wurde, dass sie nicht mehr verfügbar war, 
dann bedeutet dies im Ergebnis, dass der Mehrheits-Tester insgesamt 
bevorzugt wurde. Selbst wenn der Minderheiten-Tester in weniger wich-
tigen Kategorien vorteilhaft behandelt wurde, ihm z.B. eine niedrigere 
Kautionszahlung genannt wurde. Weil aber zufällige Ungleichbehand-
lungen auch die Kombinationsgrößen beeinflussen können, werden 
jeweils sowohl der auf Basis der Hierarchisierung ermittelte Wert, als 
auch die durchgängigen Werte für jede Kategorie in die Gesamtanalyse 
miteinbezogen.

3.3 Vor- und Nachteile der Testing-Methode

Wegen der langjährigen Anwendung von Testing-Verfahren in den USA 
im Rahmen zahlreicher lokaler, regionaler und nationaler Studien finden 
sich in der wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit dieser Methode 
auch diverse Hinweise zur Verfeinerung und methodologischen Wei-
terentwicklung. In jedem Fall lassen sowohl die mit dem Fair Housing 
befassten öffentlichen Behörden (HUD und DOJ), als auch die mit der 
Durchführung von entsprechenden Testing-Verfahren bzw. begleitenden 
Evaluationen beauftragten Fachleute keinen Zweifel daran aufkommen, 
dass auf umfangreiche Testing-Maßnahmen keinesfalls verzichten werden 
kann. So sieht das US-Justizministerium darin ein „wertvolles Werkzeug“ 
zur Untersuchung illegaler Diskriminierung im Bereich der Anmietung 
ebenso wie des Kaufs von Wohnungen oder Häusern. * 

*„The testing program has greatly enhanced the ability of the Department to 
identify and to challenge the discriminatory housing practices that persist in 
the rental and sale of housing.“ (US-Department of Justice, http://www.usdoj.
gov/crt/housing/fairhousing/testing.htm|8.2.07).

Dies konstatieren die im Auftrag des HUD mit Testing-Verfahren befassten 
Institutionen (allen voran die Wissenschaftler des Urban Institute in 
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Washington, D.C.) inzwischen auch für den Bereich der Inanspruchnah-
me immobilienbezogener Finanzdienstleistungen, der - wie in Kapitel 2 
bereits ausgeführt - erst seit den 90er Jahren in ersten Pilotprojekten nun 
ebenfalls im Rahmen von Testing-Verfahren angegangen wird. *

* „Taken together, the pre-test and pilot phases of this effort demonstrate that 
paired testing can be an effective tool, both for enforcement and for research 
purposes (...)“ (Turner et. al. 2002, 37)

Auf Seiten der Wissenschaft finden sich vereinzelt aber auch kritische 
Hinweise hinsichtlich der Schwachpunkte dieser Methode. Dies betrifft 
vor allem die Identifizierung  von Fällen „mittelbarer“ Diskriminierung 
(Adverse bzw. Disparate Impact) bei der Wohnungsvergabe. Damit ist 
die Benachteiligung von Minoritäten durch die im ursprünglichen Sinne 
eigentlich neutrale, d.h. gewissermaßen „farbenblinde“ Anwendung be-
stimmter Regeln und Verfahren gemeint (z.B. die zur Anwerbung von 
Kunden genutzten Medien), die wegen der ungleichen Ausgangsvoraus-
setzungen für die Minderheitengruppe allerdings negativ zu Buche schla-
gen.*

* Diese methodischen Grenzen von Testing führt Yinger (1998) allerdings we-
sentlich auf das bis dahin noch geringe Wissen über diese Form von Diskrimi-
nierung zurück.

Auch die Verfasser der bundesweiten HDS-Studie 2000 weisen trotz der 
Signifikanz ihrer Befunde ausdrücklich darauf hin, dass sich die Methode 
des Testings immer nur auf die anfänglichen Schritte zur Anmietung bzw. 
zum Kauf einer Wohnung erstrecken kann, da es nicht möglich ist, die Te-
sting-Methode bis in die Phase des tatsächlichen Zustandekommens eines 
Vertrages auszudehnen. Damit verbleiben insbesondere Unsicherheiten 
über das Ausmaß diskriminierender Selektivitäten bei der letztendlichen 
Entscheidung des Wohnungsanbieters. Dies gilt insbesondere in Bezug 
auf die Bereitstellung von Finanzdienstleistungen (Darlehen, Hypotheken, 
Versicherungen etc.): einerseits, weil die Angabe unwahrer Tatsachen 
letztlich sogar ein gerichtliches Nachspiel haben kann (Yinger 1998, 
31); andererseits, weil die Abläufe in diesem Bereich besonders komplex 
sind und so in methodologischer Hinsicht mitunter zur Überforderung der 
damit befassten Instanzen führen können (Turner et. al. 2002, 38). * 

* „It is important to recognize that mortgage lending testing is complex and 
demanding and requires more from both testers and testing organizations than 
routine rental testing.“ (Turner et. al. 2002, 38). 

Mehrere Autoren weisen aber noch auf einen weiteren Nachteil der 
Methode hin, der ebenfalls Einschränkungen hinsichtlich der Generali-
sierbarkeit der Untersuchungsergebnisse mit sich bringt. So wurde beim 
Testing bislang ausschließlich auf die in den größeren Printmedien (bzw. 
Online-Portalen) veröffentlichten Wohnungs- und Immobilienangebote zu-
rückgegriffen. Damit werden allerdings keinesfalls alle Marktsegmente 
erfasst (HDS 2000, viii, vgl. auch Yinger 1998, 30), da bestimmte Immo-
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bilien gegebenenfalls exklusiv und gezielt nur kleinräumlich über lokale 
Informationsmedien (z.B. Stadtteilnachrichten, Aushänge) oder über per-
sönliche Netzwerke angeboten werden.

Auch bei systematischen Testing-Reihen lassen sich Zufallsfaktoren trotz 
aller methodischen Feinheiten (s.o.) nicht immer gänzlich ausschalten. 
Deshalb gelingt es nur bedingt, Konstellationen auszuschließen, die die 
Testing-Ergebnisse verfälschen können: z.B. den Fall, bei dem eine Woh-
nung im Anschluss an den Situationstest durch den weißen Tester tatsäch-
lich vermietet wird, dies allerdings bevor der schwarze Tester sein Inte-
resse anmelden konnte. Noch gravierender können die Tests allerdings 
dadurch verfälscht werden, indem sich die Wohnungsmarktanbieter in 
ihren Verhaltensweisen auf mögliche Testbesuche einstellen und differen-
zierte Hinhaltetaktiken entwickeln. Kritische Hinweise darauf kommen 
insbesondere aus den Reihen der selbst mit Testing-Verfahren befassten 
Fair Housing Initiativen wie etwa der National Fair Housing Alliance * 

* Siehe dazu die Anmerkungen von Shanna Smith von NFHA im Rahmen einer 
Diskussionsveranstaltung des Urban Institute mit dem Titel „ A Foot in the Door? 
New Evidence on Housing Discrimination“ am 4. Februar 2003 in Washington, 
D.C. (siehe http:///www.urban.org/publications/900578.html|20.04.07).

Gegenüber allgemeinen statistischen Verfahren zum Nachweis un-
gleicher Zugangsmöglichkeiten zu Wohnraum und speziell der Diskri-
minierung bestimmter Minderheiten auf dem Wohnungsmarkt haben 
systematische Testing-Verfahren klar erkennbare Vorteile. So muss bei Re-
gressionsanalysen in der Regel auf relativ unspezifische Datensätze aus 
der Bevölkerungsstatistik (US-Census bzw. American Housing Survey) 
zurückgegriffen werden, die keinesfalls Aussagen über die spezifischen 
Bedingungen oder Selektivitäten einzelner Anbietergruppen zulassen. 
Serien von  Situationstests können hingegen Hinweise auf besondere Dis-
kriminierungspraktiken spezifischer Anbietergruppen liefern und damit 
auch Ansatzpunkte für entsprechende Gegenstrategien aufzeigen. Yin-
ger (1998) betont zudem die plakative Aussagekraft von Testing gegen-
über deduktiven Nachweisverfahren auf der Basis statistischer Daten. * 

* „This narrative power and plausibility cannot be matched by a regression stu-
dy, which depends for its credibility on abstract arguments about data quality, 
omitted variable bias, and interpretations“ (Yinger 1998, 30). 

3.4 Notwendigkeit und Legitimität von Testing in Deutschland 

Ein qualifiziertes Testing auf dem Wohnungsmarkt, wird in Deutschland 
bisher nicht praktiziert. Dies kann sicherlich teilweise darauf zurückge-
führt werden, dass mit dem AGG erst seit kurzem ein rechtlicher Hand-
lungsrahmen zur Herstellung von Chancengleichheit - auch im Feld der 
privaten Dienstleistungen - gegeben ist. Es werden aber auch ethische 
Bedenken und Vorbehalte formuliert, die der Anwendung von Situati-
onstests zum Nachweis von Diskriminierung entgegenstehen.
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Diesen ethischen Aspekt von Testing zu erörtern, hat durchaus seine Be-
rechtigung. Eine vorgespielte Wohnungssuche mit der Absicht, Vermieter 
oder Makler ohne deren Wissen auf mögliche Diskriminierung zu testen, 
kann wegen der damit verbundenen Irreführung bzw. absichtsvollen Täu-
schung als unethisch angesehen werden. Hinzu kommt, dass sich we-
gen der Möglichkeit des Missbrauchs durch das Provozieren bestimmter 
Verhaltensweisen auch Fragen nach der Justiziabilität stellen, die noch 
keineswegs abschließend geklärt sind. Unter welchen Umständen lassen 
sich die im Rahmen von Testing erhobenen aggregierten Untersuchungs-
ergebnisse tatsächlich in entsprechenden juristischen Verfahren nutzen 
und sind damit gewissermaßen „gerichtsfest“?

Allerdings bieten sich alternative Methoden zum Situations-Testing kaum 
an. So werden bei der so genannten „Vignetten-Methode“ den befragten 
„Gatekeepern“ des Wohnungsmarktes Situationsbeschreibungen mit An-
mietungswünschen unterschiedlicher Nachfragergruppen vorgelegt, auf 
deren Grundlage sie mit einer hypothetischen Entscheidungsalternative 
konfrontiert werden*. Gerade Letzteres erweist sich als entscheidender 
Nachteil, da hier bekanntermaßen mit der Gefahr der Verfälschung in 
Richtung eines „sozial erwünschten Verhaltens“ als Antwortergebnis zu 
rechnen ist. Damit sind im Hinblick auf die „Zuverlässigkeit“ und „Gültig-
keit“ der Ergebnisse erhebliche Bedenken zu formulieren. In Abwägung 
der methodischen Vorteile eines Situationstests spricht auch dies dafür, 
dass auf den verantwortungsvollen und methodisch korrekten Einsatz von 
Testing keinesfalls verzichtet werden kann.

* Ein Beispiel für den Einsatz dieser Methode auf einem regionalen Wohnungs-
markt (hier: Köln) im Rahmen einer Online-Befragung findet sich unter http://
www.migration-boell.de/downloads/diversity/Bericht_Wohnungsvergabe.
pdf|21.11.06.

Natürlich ist auch in den USA das Praktizieren von Testing nicht unumstrit-
ten. So zeigen sich konservative Lobbyorganisationen (vgl. z.B. adversity.
net) stets bemüht, Testing-Verfahren als Methode zu verunglimpfen. Ihrer 
Meinung nach ist Testing vornehmlich darauf angelegt, diskriminierendes 
Verhalten zu provozieren und damit die Voraussetzungen für eine positive 
Diskriminierung (sog. „Affirmative Action“) von Minderheiten zu schaf-
fen. Dabei gehen sie in ihrer ideologisch-normativen Setzung so weit, 
jegliche Bemühungen zur Gleichstellung ethnischer Minderheiten oder 
sonstiger, durch die entsprechende Gesetzgebung geschützter Gruppen, 
als „Affirmative Discrimination“ zu titulieren. Neben der grundsätzlichen 
politisch-normativen Auseinandersetzung, die den unethischen Charakter 
von Benachteiligung und Diskriminierung beim Zugang zu Wohnraum 
betont, kann solchen Unterstellungen in der Tat nur durch ein methodisch 
korrektes Vorgehen und eine genaue Dokumentation der Verfahrens-
schritte begegnet werden. 

Der Vorwurf, dass die zeitlichen und personellen Ressourcen von Woh-
nungsunternehmen, Einzeleigentümern oder Maklern von Wohnungen 
durch die Anwendung von Testing-Verfahren unfreiwillig in gewissem 
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Umfang strapaziert werden, lässt sich zwar nicht von der Hand weisen. 
Zumindest kann aber das Ausmaß der dabei für den Wohnungsanbieter 
entstehenden Belastung in Grenzen gehalten werden. Dies kann vor allem 
durch die Beschränkung der Zahl der Situationstests pro Wohnungs- bzw. 
Immobilienanbieter und damit eine Ausdehnung in die Fläche geschehen. 
Ohnehin erstreckt sich die Inanspruchnahme zumindest beim Online- und 
Telefon-Testing nur auf die ersten Schritte des Vermittlungsprozesses. 

Zur Umsetzung von Artikel 13 des Amsterdamer Vertrags (1997) hat die 
Europäische Gemeinschaft im Jahre 2000 zwei EU-Richtlinien erlassen, 
durch die die EU-Mitgliedsstaaten verpflichten werden, diesen in natio-
nales Recht umzusetzen. An dieser Stelle ist vor allem die „Richtlinie zur 
Anwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne Unterschied der 
Rasse oder der ethnischen Herkunft“ (2000/43/EG), die so genannte 
„Antirassismus-Richtlinie“, interessant. Erfasst werden dadurch Verhal-
tensweisen, die die Würde eines Menschen verletzen und ein Umfeld der 
Einschüchterung schaffen. Hiernach wird unter Diskriminierung nicht nur 
die zielgerichtete, unterschiedliche Behandlung von Personen auf Grund 
spezifischer Merkmale verstanden („unmittelbare Diskriminierung“), son-
dern es interessieren gleichermaßen für die Betroffenen in besonderem 
Maße benachteiligende Folgen, die aus auf den ersten Blick neutralen 
und ethnisch unspezifischen Regelungen resultieren können („mittelbare 
Diskriminierung“).

Im Rahmen der bestehenden, wenn auch zugunsten der Betroffenen ver-
änderten Beweislastverteilung, müssen diese vor Gericht oder einer an-
deren zuständigen Stelle Tatsachen anführen, die das Vorliegen einer 
unmittelbaren oder mittelbaren Diskriminierung vermuten lassen.* Dies 
kann einerseits über statistische Daten geschehen, die eine Ungleichbe-
handlung mit „unverhältnismäßigen Auswirkungen“ begründen. Dabei 
wird mit Referenzgruppen gearbeitet, wobei die Einzelmerkmale (Varia-
blen) auf der Basis einer Regressionsanalyse im Hinblick auf ihren Einfluss 
kontrolliert werden. Schwierigkeiten ergeben sich hier vor Gericht u.a. 
dadurch, dass die Verwendung bestimmter „sensibler“ persönlicher Da-
ten aufgrund des damit verbundenen Diskriminierungsrisikos mit großen 
Restriktionen versehen ist. Unmittelbare oder mittelbare Diskriminierung 
kann andererseits aber auch durch Situationstests nachgewiesen wer-
den. Diese sollen belegen, dass Individuen mit bestimmten Merkmalen 
gegenüber anderen in gewissen Situationen in diskriminierender Weise 
benachteiligt werden. Dazu wird eine Versuchsgruppe gebildet, die mit 
einer Kontrollgruppe verglichen wird, die sich nur in dem definierten 
Merkmal unterscheidet.

* Zur Justiziabilität von vergleichenden „statistischen Daten“ und von „Situati-
onstests“ siehe Olivier de Schutter (2003).

Wegen des Missbrauchsrisikos durch das Provozieren bestimmter Reak-
tionen auf Seiten der diskriminierungsverdächtigten Instanzen ist die Ver-
trauenswürdigkeit der über Testing ermittelten Diskriminierungsbeweise 
von entscheidender Bedeutung. In gerichtlichen Verfahren wird dies im 
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Idealfall am ehesten durch unabhängige und glaubwürdige Personen 
(z.B. Justizbeamte) gewährleistet, die auf die genaue Einhaltung der 
methodologischen Anforderungen achten und den entsprechenden Vor-
gang dokumentieren. Die Diskussion über die Zulässigkeit von Testing 
als Methode des Nachweises von Diskriminierung vor Gericht ist in den 
EU-Mitgliedsstaaten allerdings unterschiedlich weit gediehen. Dass es im 
Rahmen des Main-Streamings von EU-Standards der Antidiskriminierung 
auch zu einem Main-Streaming von Methoden des Nachweises kommt, 
kann nur vermutet werden.

Wenn zum einen ethische Bedenken gegenüber Testing-Verfahren ein 
unüberwindliches Hindernis beim Einsatz dieser Untersuchungsmethode 
darstellen, zum anderen aber die im Wohnbereich gemeldeten Diskri-
minierungsfälle tatsächlich nur die Spitze des Eisbergs markieren, dann 
bedeutet ein Verzicht auf diese Methode, dass letztlich andauernde Vor-
kommen von Diskriminierung hinzunehmen. In diesem Sinne äußerte sich 
etwa Michael Banton, Rassismusforscher und ehemaliger Vorsitzender 
des UN-Komitees für die Beseitigung rassistischer Diskriminierung (vgl. 
Banton 1997* ). 

* „To conclude that the ethical objections to practice-testing constitute an insu-
perable obstacle to the use of this research method is, in effect, to endorse the 
prevailing incidence of racial discrimination“.
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4. Transfer-Empfehlungen zur Testing-Methode

Um insbesondere zusätzliche Erkenntnisse über das Ausmaß der Benach-
teiligung von Migranten auf dem Wohnungsmarkt zu Tage zu fördern, 
prüfte der Planerladen den Einsatz der Testing-Methode. Bei der Recher-
che nach Referenzerfahrungen zeigt sich schließlich, dass substanzielle 
Erfahrungen mit dieser Methode vor allem in den USA vorlagen. Insbe-
sondere erwies es sich als hilfreich, dass dort inzwischen auch systema-
tische evaluative Anstrengungen unternommen worden sind. Trotz der 
im Hinblick auf die Entstehung und das Ausmaß von Ungleichheit und 
Diskriminierung höchst unterschiedlichen Ausgangsbedingungen liefert 
die oben beschriebene HUD-Methodik (siehe Kapitel 3) in jedem Fall 
wertvolle Hinweise für den Aufbau und den Einsatz von Testing-Verfahren 
im Wohnbereich auch hierzulande.

4.1 Methodische Vorbemerkungen

Beim Methoden-Transfer war in jedem Fall sicherzustellen, dass der 
besonderen Struktur der Angebots- und Nachfragerseite auf dem Woh-
nungsmarkt tatsächlich Rechnung getragen wird. So musste z.B. im Hin-
blick auf die Identifizierung ethnischer Diskriminierung die Justierung der 
Tester-Konfigurationen analog zur Struktur der Zuwanderung erfolgen 
(z.B. türkischstämmige Migranten, Spätaussiedler). Das Testerpaar be-
steht deshalb aus einem deutsch-stämmigen Tester und einem Tester mit 
Migrationshintergrund (türkische Herkunft, 2. Einwanderer-Generation).

Letztlich zeigen die US-amerikanischen Erfahrungen, dass die metho-
dischen Anforderungen sowie der Vorbereitungs-, Trainings- und Con-
trolling-Aufwand bei Testing im Bereich des Kaufs von Immobilien oder 
auch der Inanspruchnahme von immobilienbezogenen Finanzdienstlei-
stungen (Hypotheken, Darlehen, Versicherungen etc.) noch deutlich hö-
her sind als im Mietwohnungsbereich (Turner et. al. 2002, 38). Um hier 
wegen ihrer immer noch vergleichsweise niedrigen Eigentumsquote der 
Wohnsituation von Migranten Rechnung zu tragen und zum anderen die 
Latte in methodologischer Hinsicht deutlich niedriger zu legen, wurde 
nur der Mietwohnungsmarkt in die Untersuchung einbezogen. Zudem 
wurde nach freien und öffentlichen bzw. (ehemals) sozial gebundenen 
Segmenten differenziert, da hier unterschiedliche Selektivitäten zu ver-
muten waren.

Schließlich erfolgte eine räumliche Eingrenzung auf städtische Wohnungs-
märkte, da diese die Haupteingangstore von Zuwanderung bilden und 
auf Grund anhaltender Sukzessionsprozesse auch zukünftig räumliche 
Schwerpunkte des Migranten-Wohnens darstellen. Eine weitere Eingren-
zung ergab sich dadurch, dass exemplarische Recherchen in bestimmten 
regionalen Wohnungsmärkten (ausgewählte Städte, Stadtregionen) vor-
genommen wurden. Um Hinweise auf sozial-räumliche Öffnungs- und 
Schließungsprozesse zu erhalten, sollten die zu berücksichtigenden Woh-
nungsangebote weder in den ethnisch-segregierten Wohnstandorten in 
benachteiligten Stadtteilen liegen, noch in den exklusiveren städtischen 
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Wohnlagen verortet sein. Die in das Untersuchungssample eingegangenen 
Wohnungsangebote sind allesamt einer in regionaler Hinsicht mittleren 
Preiskategorie zuzurechnen und weisen eine für einen Zwei-Personen-
Haushalt plausible Wohnungsgröße von drei Zimmern (60-80 qm) auf.

4.2 Online-Testing als ressourcensparende Testing-Variante

Da für das Testing-Verfahren nur begrenzte Ressourcen zur Verfügung 
standen, nahm sich das Untersuchungsteam zunächst die Mietwoh-
nungsangebote in den Immobilienbörsen im Internet vor. Dies bot sich 
auch deshalb an, weil dies die Nutzung virtueller Tester-Identitäten er-
laubte und damit kein zusätzlicher Aufwand zur Rekrutierung und 
zum Training von Test-Personen zu betreiben war. Das Testing bezog 
sich auf die Wohnungsangebote von Immobilien-Börsen und Woh-
nungs-Portalen im Internet. Nachgefragt wurden Drei-Zimmer-Miet-
wohnungen im mittleren Preissegment in den großstädtisch geprägten 
Wohnungsmärkten in Nordrhein-Westfalen, auf denen die Nachfra-
ge seitens von Migranten zum Alltag der Wohnungsanbieter gehört.

150 Vermietern, die Wohnungen über das Internet anboten, wurde ein-
mal eine E-Mail-Anfrage von einem offensichtlich deutschen und einmal 
von einem offensichtlich türkisch-stämmigen Wohnungsinteressenten 
gesendet. Dies geschah in der Reihenfolge jeweils abwechselnd. Die 
in korrektem Deutsch formulierten, inhaltlich identischen Anfragen un-
terschieden sich nur in Stil und Wortwahl sowie insbesondere in der 
Nennung des Absenders. Der jeweilige Wohnungsanbieter als Adressat 
der Online-Anfrage konnte nur durch den typisch deutsch bzw. typisch 
türkisch klingenden Namen des Absenders auf dessen Nationalität bzw. 
ethnische Herkunft schließen.

Der Planerladen registrierte daraufhin, wie viele Vermieter sich auf die 
jeweilige Anfrage per E-Mail oder telefonisch zurückmeldeten und in 
welcher Weise sie dies taten. Trotz der überschaubaren Grundgesamt-
heit ist das Ergebnis im Tenor eindeutig. Zwar gaben 56 Prozent der 
Wohnungsanbieter dem deutschen und dem türkischen Interessenten die 
gleiche Antwort, aber 42 Prozent der Vermieter antworteten nur dem 
deutschen Interessenten und ließen die Anfrage des offensichtlich tür-
kisch-stämmigen Testers von vornherein unbeantwortet.

Das Integrationsprojekt des Planerladen hält dieses Ergebnis für alarmie-
rend. Dass so viele Anfragen nur aufgrund der Nennung eines türkisch 
klingenden Absendernamens von den Wohnungsvermittlern ignoriert 
wurden, überraschte das Untersuchungsteam des Planerladen. Zwar war 
mit einer gewissen Ungleichbehandlung gerechnet worden, nicht aber in 
diesem überdeutlichen Ausmaß. Das Ergebnis des Online-Testings ist trotz 
des fehlenden Anspruchs auf Repräsentativität mindestens als nachdrück-
liche Aufforderung zu verstehen, weitere Anstrengungen zur Aufhellung 
des tatsächlichen Ausmaßes und der Verursachungszusammenhänge von 
Benachteiligung und Diskriminierung von Migranten auf dem Wohnungs-
markt zu unternehmen.



51

4.3 Telefon-Testing - erste Ergebnisse

Etwa ein halbes Jahr nach dem Abschluss des Online-Testing konnte der 
Planerladen ein in der Konfiguration der Tester-Identitäten ansonsten 
analog angelegtes Telefon-Testing durchführen. Die angebotenen Woh-
nungen wurden hier allerdings ausschließlich dem Immobilienteil lokal-
regionaler Tageszeitungen (Mittwochs- und Samstags-Ausgabe der Ruhr-
nachrichten und der Westdeutschen Allgemeinen Zeitung) entnommen.

Ähnlich wie das Online-Testing erstreckt sich das Telefon-Testing nur auf 
die Frühphase des Prozesses der Anmietung bzw. des Erwerbs einer 
Wohn-Immobilie. Es ist damit ebenso wenig wie das Online-Testing als 
eine Alternative zum „Face-to-face“-Testing zu betrachten. Die telefo-
nische Kontaktaufnahme stellt in der Regel die Vorstufe zur Anbahnung 
einer direkten Gesprächssituation („Face-to-face“) dar. Immerhin kommt 
es hier bereits zu einer ersten direkten Interaktion zwischen Wohnungs-
nachfrager und -anbieter. Viele Anbieter werden diese unmittelbare Form 
der Kontaktaufnahme schon als ungleich verbindlicher und persönlicher 
wahrnehmen als dies bei der indirekten Kommunikation über das Internet 
der Fall ist.

Es ist deshalb davon auszugehen, dass das Telefon-Testing geeignet ist, 
zusätzliche Schritte im Vermittlungsprozess abzudecken. So sind beim 
Telefon-Gespräch nicht nur präzisierende Rückfragen im Hinblick auf be-
stimmte Eigenschaften des Wohnungssuchenden möglich, sondern der 
Wohnungsvermittler erhält zugleich einen unmittelbaren akustischen Ein-
druck vom Gesprächspartner und damit auch Hinweise auf eventuell ge-
gebene sprachliche Besonderheiten.

Zwar ist bei der Auswahl der Telefon-Tester strikt darauf zu achten, dass 
auch die Person mit Migrationshintergrund möglichst perfekt die deut-
sche Sprache beherrscht. Ein leichter Akzent darf allerdings durchaus 
vorhanden sein, weil keinesfalls davon ausgegangen werden kann, dass 
das Gros der Zuwanderer die deutsche Sprache wie ein Muttersprachler 
beherrscht. Schon dies aber könnte bei gegebenenfalls bestehenden ste-
reotypen Vorstellungen und Vorurteilen in Bezug auf Migranten in letzter 
Konsequenz nachteilig für einen entsprechenden Wohnungsnachfrager 
zu Buche schlagen.

Gegenüber dem Online-Testing, bei dem mit virtuellen Tester-Personen 
gearbeitet wird, müssen beim Telefon-Testing erkennbar zwei unterschied-
liche Tester-Personen auftreten. Wegen der erforderlichen Standardisie-
rung und Abstimmung der Reaktionsweisen der beiden Tester beim di-
rekten Telefonkontakt und der Notwendigkeit des flexiblen Umgangs mit 
eventuell situativ sich entwickelnden Gesprächsdynamiken ergeben sich 
also deutlich höhere Anforderungen an die Vorbereitung des Verfahrens 
als beim Online-Testing. Insbesondere stellt sich die Aufgabe, zwei Tester-
Personen, die mit stimmigen Tester-Identitäten ausgestattet sind, so für das 
Telefon-Testing zu präparieren, dass sie scheinbar spontan und authen-
tisch auf etwaige Nachfragen seitens des Wohnungsvermittlers reagieren.
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Die inzwischen vorliegenden Ergebnisse dieser Testing-Reihe belegen 
ebenfalls deutliche Chancenunterschiede beim Zugang zu Wohnraum von 
Migranten gegenüber einheimischen deutschen Bewerbern. In 8,1% der 
161 Fälle der Kontaktaufnahme mit Wohnungsanbietern ergab sich eine 
direkte Ungleichbehandlung des Testers mit Migrationshintergrund. Denn 
während die deutsche Tester-Identität in diesen Fällen eine direkte Zusage 
für einen Besichtigungstermin erhielt, wurde der türkischen Tester-Identität 
diese Möglichkeit bei dem selben Objekt verwehrt. Das Ausmaß erweist 
sich zwar als nicht so drastisch wie beim vorausgegangenen Online-
Testing. Besonders auffällig sind in jedem Fall aber die darüber hinaus 
im Antwortverhalten der Anbieter feststellbaren „feineren Unterschiede“ 
im Umgang mit dem Wohnungsnachfrager mit Migrationshintergrund.

Nicht auszuschließen ist, dass hier das Allgemeine Gleichbehandlungs-
gesetz erste Wirkungen zeigt. Insbesondere könnten die von Immobilien-
verbänden durchgeführten Schulungen und Informationskampagnen bei 
privaten ebenso wie gewerblichen Vermietern zu einem vorsichtigeren 
Agieren gerade in der noch unverbindlicheren Phase der Anbahnung 
einer Wohnungsvermittlung geführt haben (vgl. Planerladen 2008). 

4.4 „Face-to-face“-Testing

Ein „Face-to-face“-Testing kommt einer realen Vermittlungssituation bis 
hin zum letztendlichen Abschluss eines Mietvertrags sicherlich am näch-
sten. Denn es erlaubt eine unmittelbare Interaktion zwischen Wohnungs-
anbieter und -nachfrager. Im Vergleich zu seinen unter untersuchungs-
pragmatischen Aspekten durchaus sinnvollen, weil ressourcensparenden 
Varianten (bzw. Vorstufen), verspricht es damit zusätzliche Aufschlüsse 
über das Ausmaß und die Formen der Diskriminierung von Migranten 
auf dem Wohnungsmarkt. Bis dato liegen diesbezüglich allerdings noch 
keine Erfahrungen in der Bundesrepublik Deutschland vor. Das „Face-to-
face“-Testing gewinnt allerdings in dem Maße an Bedeutung, in dem die 
diskriminierende Behandlung und damit der Ausschluss bestimmter Woh-
nungsnachfrager - etwa auch in Reaktion auf verschärfte Gleichstellungs-
anforderungen - in spätere Phasen des Vermittlungsprozesses verlagert 
wird und damit noch verdeckter erfolgt. Die im Rahmen des Integrations-
projektes im Wohnbereich verfügbaren Ressourcen erlauben leider keine 
systematische Erprobung dieser Hauptform des Testings.

Auch hier sollte mindestens ein Testerpaar aus einem deutsch-stämmigen 
Tester und einem Tester mit Migrationshintergrund (türkische Herkunft, 2. 
Einwanderer-Generation) bestehen. Der Migrationshintergrund sollte sich 
zumindest am Klang des Namens, möglichst auch am Aussehen, gege-
benenfalls auch an einem leichten Akzent erkennen lassen. Die Partner 
stimmen in ihren sonstigen offensichtlichen Eigenschaften überein - vor 
allem hinsichtlich Alter und Geschlecht sowie in der Sprachkompetenz. 
In Abhängigkeit von den zur Verfügung stehenden Ressourcen ist es in 
diesem Fall ebenfalls denkbar und sinnvoll, parallel mit mehreren im Hin-
blick auf die ethnische Herkunft unterschiedlich konfigurierten Testerpaa-
ren zu arbeiten.
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Für die Eigenschaften der Tester gilt analog das im Rahmen der Dar-
stellung der HUD-Methodik beschriebene Vorgehen. Die Tester sollten 
in einem vom Untersuchungsteam ausgearbeiteten mindestens zweistün-
digen Training auf die Thematik und die Erfordernisse des Testing vorbe-
reitet werden. 

Der Ablauf eines gepaarten Tests in einem „Face-to-face“-Testing kann 
sich wie folgt gestalten:

Untersuchungsleitung Tester
Identifizieren von Wohnungsan-
zeigen in den Tageszeitungen
Tätigen von Vorab-Anrufen (ggf. 
mehrere Versuche), um ein für 
Testing geeignetes Wohnungsan-
gebot zu selektieren 

Einweisung („Briefing“) der Tester

Tester erhalten Vorgaben für Ihre fiktive Biografie für den Testing-Be-
such sowie Informationen über das zu besuchende Wohnobjekt (Ko-

pie der Wohnungsanzeige) ergänzt um Hintergrundinformationen aus 
dem Vorab-Anruf

Kontaktaufnahme mit dem Woh-
nungsanbieter und Vereinbaren 
eines Termins (ggf. mehrere Ver-
suche)
Testing-Besuch vor Ort
Nach erfolgtem Besuch Ausfüllen 
eines Fragebogens und schreiben 
eines narrativen Protokolls

Nachbereitung („Debriefing“)

Tester berichten vom Besuch und antworten auf ergänzende Fragen 
der Untersuchungsleitung

Ggf. Ergänzung des Protokolls 
nach dem Debriefing
Erstauswertung der gepaarten Ein-
zeltests im Hinblick auf eine unter-
schiedliche Behandlung
Paarweise Ablage der Testergeb-
nisse und Bereitstellung für die 
spätere Auswertung und Dokumen-
tation

Anschließend erfolgt eine quantitative und qualitative Aufbereitung der 
Ergebnisse sowie deren Erörterung und Interpretation. Die Ergebnisse 
sollten in Berichtsform veröffentlicht werden.

Abb. 41: Aufgabenverteilung und Verfahrensablauf für ein „Face-to-face“-Testing
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5  Testing als Element einer integrierten Strategie der 
Gleichstellung im Wohnbereich

Die Auseinandersetzung mit den US-amerikanischen Anstrengungen zur 
Gleichstellung von Minderheiten beim Zugang zu Wohnraum legt offen, 
dass „Testing“ nur ein - wenn auch wichtiger Bestandteil - einer Strate-
gie zur Bekämpfung von Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt ist. 
Von hoher Bedeutung sind daneben auch die (Weiter-)Entwicklung des 
gesetzlichen Handlungsrahmens, der Aufbau eines räumlich abgestuften 
Netzwerkes der Antidiskriminierungsarbeit und entsprechende Informa-
tions- und Aufklärungskampagnen. Um die Wohnstandortoptionen be-
nachteiligter oder von Diskriminierung betroffener Nachfragergruppen 
nachhaltig zu verbessern, empfiehlt es sich zudem, auf der kommunalen 
Ebene auch aktive anti-segregative Maßnahmen zur gezielten Öffnung 
geschlossener lokaler und regionaler Wohnungsmärkte anzugehen. 
Darüber hinaus sollten die im Unternehmensbereich zu beobachtenden 
Tendenzen hin zu „Diversity“-Konzepten auch im Bereich der Wohnungs- 
und Immobilienwirtschaft sowie der durch diese genutzten Kommunika-
tionsmedien (Zeitungen, Online-Portale von Immobilienanbietern etc.) in 
entsprechenden Selbstverpflichtungen („Corporate Governance Codex“) 
zur Diskriminierungsvermeidung münden. 

5.1 Testing im Rahmen der Antidiskriminierungsarbeit
 
Der Exkurs in die US-amerikanische Praxis des Fair Housing (siehe Kapi-
tel 2) ließ bereits die unterschiedlichen politisch-kulturellen Kontextbedin-
gungen sowie die Dimensionen der sozioökonomischen und ethnisch-se-
gregativen Spaltungen in den Stadtregionen erahnen. Dies weist zugleich 
darauf hin, dass sich ein direkter Transfer von Strategien und Maßnah-
men in jedem Fall verbietet. Dies gilt etwa für Versuche der Ableitung 
von operationalisierbaren Zielgrößen in Form von „Tipping-Points“ oder 
„Points-of-no-Return“, die von für die Wohnungswirtschaft erkennbar mei-
nungsbildenden Instituten als scheinbar wissenschaftliche Legitimation 
zur Einführung bestimmter Quoten für Migranten genutzt wurden (vgl. 
Eichener 1988, 252; Behrendt et. al. 1996, 211f.).

Kritische Hinweise zu solchen faustformelhaften Handreichungen sei-
tens der Wissenschaft an die Praxis finden sich in der Literatur zuhauf 
(vgl. u.a. Häußermann/Siebel 1996, 210f. und Gestring/Jansen/Polat 
2006, 84). Auch die bisherigen Protagonisten von Quotierungsansätzen 
zeigen sich angesichts der Tatsache, dass ihre Empfehlungen von den 
Realitäten in den Einwanderungsquartieren längst konterkariert wurden, 
inzwischen offenbar bemüht, sich von solchen „integrationistischen Po-
sitionen“ zu distanzieren (vgl. Eichener/Schauerte/Klein 2002, 97 u. 
104ff.).

Einzelne Elemente, Methoden oder Ansätze liefern hingegen durchaus 
Hinweise und Anregungen zur Erörterung und Weiterentwicklung von 
Strategien zur Gleichstellung der von Diskriminierung im Wohnbereich 
besonders betroffenen Gruppen auch hierzulande.
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Der Dortmunder Ansatz als Teil des Netzwerkes „NRW-gegen-Diskrimi-
nierung“ (www.nrwgegendiskriminierung.de) war von Beginn an nicht 
als Antidiskriminierungsbüro mit dem Charakter einer Anlaufstelle an-
gelegt. Vielmehr wurde und wird auf eine strukturelle Arbeit gesetzt. 
Diese zielt insbesondere darauf ab, diskriminierende Strukturen und 
Mechanismen auf dem Wohnungsmarkt ausfindig zu machen sowie 
die relevanten Akteure und die Öffentlichkeit - durch Information und 
Aufklärung, gegebenenfalls aber auch über (latente) Mobilisierungsdro-
hungen - dafür zu sensibilisieren und zu einem veränderten Handeln zu 
bewegen. Zwar werden auch an den Planerladen, zum einen als Trä-
ger des Integrations- und Antidiskriminierungsprojektes, zum anderen im 
Zusammenhang mit seinen sonstigen Aktivitäten (Migrationssozialarbeit, 
Sprachkurse, Schuldnerberatung etc.) einzelne Diskriminierungsfälle he-
rangetragen, denen dann unmittelbar nachgegangen wird oder die an 
die kooperierenden Netzwerkpartner weitervermittelt werden. Hier liegt 
aber keinesfalls der Schwerpunkt der Arbeit. Dennoch können solche 
Fälle zusätzliche illustrative Hinweise auf diskriminierende Praktiken ein-
zelner Wohnungsmarktakteure liefern.

In den bisherigen Aktivitäten des Dortmunder Projektes deutet sich an, 
dass der Antidiskriminierungsarbeit im lokalen und regionalen Zusam-
menhang in gewisser Weise eine „Watch-dog“-Funktion zukommt, dessen 
Präsenz und Bereitschaft zur Thematisierung oder gar Skandalisierung 
etwaiger Missstände den betroffenen Akteuren aus Politik, Verwaltung 
und Wohnungswirtschaft ein Mindestmaß an „politisch korrektem Han-
deln“ abverlangt. Allein die Tatsache, dass Diskriminierung als Teil der 
Versorgungsrealität von Migranten-Haushalten auf dem Wohnungsmarkt 
nicht mehr rundum abgestritten wird, kann in dieser Hinsicht durchaus als 
Erfolg gewertet werden.

Dem Einsatz von Testing-Methoden kommt vor diesem Hintergrund die 
wichtige Rolle zu, Diskriminierungspraktiken überprüfbar festzustellen 
und den Finger auf die Wunde zu le-
gen. Dies findet seine Bestätigung in 
den vielfältigen Reaktionen aus Wis-
senschaft, Wohnungswirtschaft und 
Medien auf die im Frühjahr 2007 
veröffentlichen Ergebnisse eines On-
line-Testing bei Internet-Wohnungsan-
geboten. Neben der Tatsache, dass 
hier bezogen auf die Bundesrepublik 
Deutschland erkennbar „Neuland“ be-
treten wurde, gab dabei wohl trotz der 
fehlenden Repräsentativität die alar-
mierende Eindeutigkeit der Ergebnisse 
dieses ersten Testing-Experiments den 
Ausschlag für das breite Interesse (Pla-
nerladen 2007). In jedem Fall stützt das hier zum Ausdruck gebrachte 
Interesse die Schlussfolgerung und Empfehlung des Projektträgers, zu-
künftig auch hierzulande in verstärktem Maße mit Testing zu arbeiten.

Abb. 42: Plakatentwurf von 
Holger Thoma und aric-nrw 
zum Antirassismusgesetz
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Der Blick in die sehr weit entwickelte US-amerikanische Praxis des Te-
sting hat deutlich werden lassen, dass dieses Instrument dort insbeson-
dere gezielt zum Nachweis der Diskriminierungspraktiken bestimmter 
Akteure des Immobilienmarktes genutzt wird. Anschließend kommt es 
dann entweder zu mehr oder weniger freiwilligen Vereinbarungen mit 
den jeweiligen Wohnungsanbietern. Oder aber es wird versucht, den 
Anforderungen an ein „Fair Housing“ auf juristischem Wege Nachdruck 
zu verleihen. Darüber hinaus wird Testing im Rahmen systematischer bun-
desweiter Intervallforschungen eingesetzt (sog. „Audits“). Dabei geht es 
vor allem darum, durch Auswertung einer möglichst großen Zahl von 
Fällen mit wissenschaftlichen Methoden ein generalisierbares und in sta-
tistischer Hinsicht signifikantes Wissen über das Diskriminierungsniveau 
bestimmter Minderheiten-Gruppen auf dem Wohnungsmarkt zu erzeu-
gen (siehe insbesondere Kapitel 3).

Entsprechend dem im August 2006 in Deutschland eingeführten Allge-
meinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) wird nun auch in Deutschland 
den Anbietern des Wohnungsmarktes auferlegt, allen Bewerbern, egal 
welcher Herkunft, die gleichen Chancen einzuräumen und einzelne nicht 
zu diskriminieren. Unter den gesetzlich besonders geschützten Gruppen 
wurde den Merkmalen „ethnische Herkunft“ und „Rasse“ - so der Ge-
setzestext - der weitestgehende Schutz-Status eingeräumt. Neben den 
privaten Einzelvermietern sind nun vor allem auch die institutionell-ge-
werblichen Anbieter gehalten, sich bei der Vermittlung, Vermietung oder 
dem Verkauf von Wohnimmobilien nicht von stereotypen Meinungen 
und Vorurteilen über Migranten leiten lassen. Seien diese nun in den 
Reihen der eigenen Mitarbeiter virulent oder auf Seiten der bisherigen 
Stamm-Mieterschaft verortet. Eine Ungleichbehandlung beim Zugang zu 
Wohnraum in Bezug auf die Merkmale „Religion“, „Alter“ und „sexuelle 
Identität“ wird hingegen nur dann unter Strafe gestellt, wenn dies im Rah-
men von „Dienstleistungen im Wohnbereich als Massengeschäft“ (ab 50 
Wohnungen) geschieht. In der Regel werden hier also die gewerblich-
institutionellen Vermieter in den Blick genommen.

Eine gewisse präventive Wirkung können Testing-Maßnahmen dann 
entfalten, wenn die verschiedenen Marktanbieter stets damit rechnen 
müssen, dass ein diskriminierendes Verhalten durch unangekündigte Si-
tuationstests aufgedeckt werden kann. Die Gewissheit bzw. Befürchtung 
zukünftig stattfindender Testing-Verfahren kann also eine Drohkulisse er-
zeugen, die bei den Marktanbietern letztlich zu Verhaltensänderungen 
führt. Dies kann einerseits in die Richtung gehen, dass ein regelrechtes 
Bemühen um Gesetzeskonformität einsetzt, im Idealfall verbunden mit 
systematischen Maßnahmen zur Diskriminierungsvermeidung oder gar 
zu aktiven Schritten der interkulturellen Öffnung von Unternehmen. Es 
kann andererseits aber auch zu einer bloßen Modifizierung des diskri-
minierenden Verhaltens führen, indem die Selektion bestimmter Gruppen 
schließlich noch verdeckter erfolgt, und entweder exklusive Kommunika-
tionswege zu den erwünschten Kunden genutzt werden oder aber die 
Aussortierung in spätere Phasen des Vermittlungsgeschäftes verlagert 
wird. In beiden Fällen greift ein Testing als Nachweismethode tendenziell 

Abb. 43: Eurobarometer zur Diskri-
minierung
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ins Leere. Wenn aber wegen der Subtilität der Diskriminierungspraktiken 
über den Weg der Meldung und Erfassung von wahrgenommenen Dis-
kriminierungsfällen nur die Spitze des Eisbergs sichtbar wird, kann auf 
den systematischen Einsatz von Testing-Verfahren keinesfalls verzichtet 
werden. Wohl könnten sich damit die methodologischen Anforderungen 
an das Testing-Verfahren erhöhen.

„Paired Ethnic Testing“ ist sicher nur ein Element einer Strategie zur Be-
kämpfung der Diskriminierung von Zuwanderern im Wohnbereich, wenn 
auch ein sehr wichtiges. Denn dadurch werden oftmals erst die Voraus-
setzungen für nachfolgende gesetzliche Sanktionen geschaffen. Dennoch 
sollte bei aller Notwendigkeit, systematisch „Testing“ für unterschiedliche 
Nachfragergruppen und Wohnungs- bzw. Immobilienteilmärkte zu betrei-
ben, nicht außer Acht gelassen werden, dass es sich dabei letztlich um 
eine „End-of-the-Pipe“-Technologie handelt. Tatsächlich kommen Situati-
onstests in der Regel immer erst dann zum Einsatz, wenn Diskriminierung 
bzw. Benachteiligung bereits stattfindet, d.h. es geht um die nachträg-
liche Verifizierung von Diskriminierungsfällen (siehe Galster 1999).

Um der Diskriminierung im Wohnbereich nicht nur nachträglich zu be-
gegnen, bedarf es - darauf jedenfalls verweisen auch die US-amerika-
nischen Erfahrungen - insbesondere der Information über und der Wer-
bung für die Anliegen der Gleichstellung von Migranten (vgl. Abravanel 
2006, 4). Die Durchführung von Testing-Verfahren bzw. die Veröffentli-
chung und Erörterung ihrer Ergebnisse ist in jedem Fall auch als Teil einer 
Sensibilisierungs- und Aufklärungsstrategie zu sehen und steht damit im 
Zentrum der Bemühungen um eine aktive Implementation der Gleichstel-
lungsanforderungen im Wohnbereich (Fair Housing). 

5.2 Aufbau von Netzwerken und Lobbyarbeit

Auch in Deutschland kann auf den verschiedenen gebietskörper-
schaftlichen Ebenen (lokal, regional, bundesweit) nicht auf die 
Entwicklung und den Aufbau von Netzwerken zur Erfassung, 
Information und Aufklärung über Diskriminierung verzichtet wer-
den. Insbesondere die wohnortnahe und regionale Infrastruktur 
von Anlauf- und Beobachtungsstellen wird weiterhin eine große 
Bedeutung haben. Dies gilt um so mehr, als ein erheblicher Teil 
der von Diskriminierung betroffenen bzw. bedrohten Gruppen 
noch nicht selbstverständlich Zugang zu den neuen Kommuni-
kationstechnologien hat. Wie die regelmäßigen Umfragen der 
Europäischen Kommission zum Eurobarometer zur Benachteili-
gung und Diskriminierung von Migranten in der Europäischen 
Kommission (Eurobarometer 2007) und die in Kapitel 1 bereits 
zitierte Studie des Zentrums für Türkeistudien (2007) zeigen, 
ist der Grad der empfundenen Diskriminierung zwar überaus 
hoch. Es muss zugleich aber davon ausgegangen werden, dass 
viele Migranten über ihre konkreten Rechtsmöglichkeiten noch 
unzureichend informiert sind oder vielfach auch Ängste beste-
hen, diese im Falle einer wahrgenommenen Diskriminierung tat-

Abb. 44: EU-Projekt „Get in“ 
zur Ungleichbehandlung bei 
privaten Dienstleistungen
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sächlich zu nutzen. Die lokalen, regionalen, nationalen sowie suprana-
tionalen Netzwerkstrukturen werden neben dem individuellen Beistand 
damit häufig auch die Funktion übernehmen müssen, Lobbyarbeit und 
partielle Interessenvertretung für die auf dem Wohnungsmarkt benachtei-
ligten oder gar diskriminierten Gruppen zu betreiben. 

Ein gutes Beispiel dafür liefern in jedem Fall die vom Land Nordrhein-
Westfalen bereits seit 1997 ausdrücklich im Vorgriff auf eine nationale 
Antidiskriminierungsgesetzgebung unterstützten Projekte, die sich im 
Landesnetzwerk gegen Diskriminierung NRW zusammengeschlossen 
haben (siehe http://www.aric-nrw.de). Kooperationspartner auf der lo-
kalen Ebene finden sich hier etwa bei den auf Seiten der Kommunen 
oder den Verbänden und Migrantenselbstorganisationen teilweise be-
stehenden Antidiskriminierungs- oder Bürgerbüros (z.B. das Kölner „3-
Säulen-Modell“). Vermehrt geraten zukünftig aber auch die örtlichen In-
tegrationsagenturen der Wohlfahrtsverbände in den Blick, die sich in 
Folge veränderter förderkonzeptioneller Akzentsetzungen des Landes 
Nordrhein-Westfalen durch die Transformation der bisherigen Migrati-
onsfachdienste tendenziell stärker zu Sozial-Raum bezogenen Akteuren 
entwickeln sollen.

Die unabhängigen lokalen und regionalen Antidiskriminierungsbüros 
bzw. -stellen, Migrantenselbstorganisationen sowie einige wissenschaft-
liche Einrichtungen mit thematischen Schwerpunkten in der Migrations-
forschung haben sich im Mai 2007 inzwischen zum Antidiskriminie-
rungsverband Deutschland (advd) zusammengeschlossen (http://www.
antidiskriminierung.org/). Seine Aufgabe ist die Bündelung fachlichen 
Wissens, von Ressourcen und Engagement mit dem Ziel der Etablierung 
einer bundesweiten Antidiskriminierungskultur. Nicht zuletzt geht es auch 
um die systematische Dokumentation von Diskriminierungserfahrungen 
und die Zusammenführung empirischer Studien, um das tatsächliche Aus-
maß und die Wirkungsweisen von Diskriminierung in Deutschland öffent-
lich zu machen. Damit ist eine Einrichtung entstanden, die aktive Lobby 
- und Öffentlichkeitsarbeit auf Bundesebene betreiben und zugleich die 
Aktivitäten der im Rahmen der Umsetzung des Allgemeinen Gleichbe-
handlungsgesetzes (§§ 25 - 30 AGG) installierten zentralen Antidiskri-
minierungsstelle des Bundes kritisch begleiten soll (http://www.bmfsfj.
de/Kategorien/Ministerium/antidiskriminierungsstelle.html).

Im supranationalen Bereich ist die aus der Europäischen Stelle zur Be-
obachtung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit (EUMC - European 
Monitoring Center) in Wien hervorgegangene Agentur der Europäischen 
Union für Grundrechte (FRA - European Union Agency for Fundamental 
Rights) anzuführen (http://fra.europa.eu/fra/material/pub/FRA/facts-
heet_de.pdf). Diese soll dazu beitragen, die Aktivitäten von Organi-
sationen der Zivilgesellschaft im Bereich der Menschenrechte und der 
Antidiskriminierungsarbeit zu stärken. Sie stützt sich dabei auf sog. Nati-
onale Beobachtungsstellen (NFPs - National Focal Points), die im Rahmen 
des Europäischen Informations-Netzwerkes über Rassismus und Frem-
denfeindlichkeit (RAXEN - European Racism and Xenophobia Informati-

Abb. 45: Europäische Beobach-
tungsstelle gegen Rassismus und 
Xenophobie
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on Network) zur Dokumentation der Entwicklungen 
in der Antidiskriminierungsarbeit im jeweiligen Land 
dienen. In Deutschland hat das Europäische Forum 
für Migrationsstudien (EFM) an der Universität Bam-
berg diese Funktion übernommen (http://www.efms.
de/). Darüber hinaus sind im zivilgesellschaftlichen 
Bereiche auf EU-Ebene weitere Netzwerke entstan-
den wie etwa das Europäische Netzwerk gegen Ras-
sismus (ENAR - European Network Against Racism), 
das ebenfalls von der Europäischen Kommission 
(Generaldirektion für Arbeit, Soziales und Gleichstel-
lung) gefördert wird (http://www.enar-eu.org/en/).

5.3  Einbettung in eine kommunale Gesamtstrategie zur Integration von 
Zuwanderern

Konkrete kommunale Handlungsansätze (z.B. in Essen, Nürnberg, Stutt-
gart), die Ergebnisse von modellhaften experimentellen Konsultationspro-
zessen (z.B. das Projekt „Zuwanderer in der Stadt“ der Schader-Stiftung) 
und nicht zuletzt auch die entsprechenden Akzentsetzungen im Rahmen 
des „Nationalen Integrationsplanes“ haben längst deutlich gemacht, dass 
Ansätze zur gesellschaftlichen Integration von Migranten in jedem Fall als 
kommunalpolitische Querschnittsaufgabe anzulegen sind, die integrierte 
Handlungskonzepte erfordern (vgl. Verbundpartner „Zuwanderer in der 
Stadt“ 2005 und 2007). Zugleich werden der Prozesscharakter und die 
Notwendigkeit der Verstetigung von Projekten betont, um den Qualitäts-
sprung von dem bisher vorherrschenden inkrementalistischen Aktionismus 
zu einem systematisch-strategischen Vorgehen tatsächlich zu bewerkstel-
ligen. In dem unter dem Titel „Integrationsarbeit - effektiv organisiert“ 
von der Kommunalen Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung 
(KGST) im Auftrag des Landes Nordrhein-Westfalen erarbeiteten „Hand-
buch für Kommunen“ werden zugleich verwaltungsorganisatorische 
Lösungsansätze für die Umsetzung eines entsprechend strategisch aus-
gerichteten „kommunalen Integrationsmanagements“ aufgezeigt (Reich-
wein/Vogel 2004, 12). Das Land Nordrhein-Westfalen hat sich dazu 
entschlossen, solche Ansätze im Rahmen seines „Komm-In“-Programms 
systematisch zu fördern. *

* Das Land Nordrhein-Westfalen hat sich dazu entschlossen, solche Ansätze im 
Rahmen seines Programms „Innovation in der kommunalen Integrationsarbeit“ 
(„KOMM-IN NRW“) systematisch zu fördern. Seit 2005 konnten so die organi-
satorischen und prozessualen Bedingungen bei den kommunalen Bemühungen 
zur Integration von Zuwanderern systematisiert und zum Teil auch in strategischer 
Hinsicht Ziel führender ausgerichtet werden (http://www.mgffi.nrw.de/integra-
tion/foerderbereiche/integration-kommune/index.php|29.11.07). Eine erste 
Evaluation mit einer Zusammenstellung guter Praxisbeispiele wurde inzwischen 
von der KGST (heute Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanage-
ment) vorgelegt (http://www.mgffi.nrw.de/pdf/integration/MGFFI-0015_Inte-
gration_als_Chance_end__2_1.pdf|27.11.07).

Abb. 46: Online-Erfassungsbogen 
des Antidiskriminierungsverbandes 
Deutschland (advd)

Abb. 47: Agenda interkulturelle 
Stadtpolitik der Stadt Essen
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Eines der wegweisenden Beispiele dafür, dass eine Kommune die sich aus 
dem Phänomen der Migration ergebenden Herausforderungen tatsäch-
lich annimmt, ist die „Agenda interkulturelle Stadtpolitik“ der Stadt Essen. 
Hier wurde ab 1997 mit Förderung des Landes Nordrhein-Westfalen ein 
partizipativ-diskursiver Prozess zur Erarbeitung eines „Leitbildes zur inter-
kulturellen Orientierung der Stadtpolitik“ insgesamt vorangetrieben. Mit 
diesem neuen „Konzernziel“ als Selbstverpflichtung der Politik wurde nicht 
nur der Schutz der Menschenrechte und Antidiskriminierung zur Maxime 
der kommunalen Politik erhoben, sondern auch die interkulturelle Öffnung 
aller städtischen Dienste und Einrichtungen als Aufgabe der Reorganisa-
tion der Verwaltung definiert (vgl. Krummacher/Waltz 2000, 223ff.).

Es geht längst aber nicht nur um die Entwicklung einer ressortübergreifen-
den und interkulturellen administrativen Handlungsperspektive. Ebenso 
erweist es sich als unerlässlich, beim Aufbau strategischer Partnerschaften 
zur Integration über den öffentlichen Sektor hinaus auch die stadtentwick-
lungs- und wohnungspolitischen Akteure aus Markt und Zivilgesellschaft 
an einen Tisch zu bringen. Dazu gehören sowohl die Mieter- und Mi-
grantenselbstorganisationen, die Wohlfahrtsverbände oder freien Träger 
als auch die verschiedenen institutionellen Akteure des Wohnungs- und 
Immobilienmarktes. Ein wesentlicher Aspekt ist dabei wiederum die For-
cierung interkultureller Öffnungsprozesse bei den relevanten Institutionen 
der Mehrheitsgesellschaft.

Nicht nur der Blick auf die Instrumentenpalette des US-amerikanischen 
„Fair Housing“, sondern insbesondere auch die Auseinandersetzung 
mit den in Deutschland vorzufindenden Konzepten und Strategien zur 
Integration im Wohnbereich verweisen auf die Notwendigkeit, auf der 
kommunalen Ebene vermehrt integrierte strategische Ansätze zur Be-
kämpfung und Vermeidung der Diskriminierung von Migranten auf dem 
Wohnungsmarkt zu entwickeln.

Die in den USA über den „Planungsleitfaden zur Gleichstellung im Wohn-
bereich“ seitens der US-Regierung den Kommunen auferlegte Verpflich-
tung, ihr gesamtes Handeln auf die Kompatibilität zu den Zielen des Fair 
Housing zu überprüfen, könnte in der Tat auch hierzulande Sinn machen. 
Damit wäre die Bewilligung von staatlichen Fördermitteln (Land, Bund, 
EU) stets an die Voraussetzung bzw. an die Auflage gebunden, dass de-
ren Einsatz zugleich die Zugangsmöglichkeiten benachteiligter Gruppen 
auf dem Wohnungsmarkt verbessert.

Ohne angesichts fortgesetzter Privatisierungstendenzen und einge-
schränkter fiskalischer Spielräume die Interventionskraft der Kommunen 
hoffnungslos zu überschätzen, kann hier doch konstatiert werden, dass 
sie die Klaviatur ihrer Handlungsmöglichkeiten in der Regel keinesfalls 
ausreizen. In jedem Fall sollten die Herausforderungen der Zuwanderung 
- wie etwa bei den in den Kommunen zunehmend politisch virulenten 
Moschee- und Siedlungsprojekten häufig bereits erkennbar - zur kommu-
nalpolitischen „Chefsache“ erhoben werden (Bertelsmann Stiftung/Bun-
desministerium des Innern 2005, 11).

Abb. 48: Handbuch zur Integrati-
onsarbeit

Abb. 49: Projekt „Zuwanderer in 
der Stadt“
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Allerdings müsste die zumeist mit dem populistischen Hinweis auf die 
Entstehung von „Parallelgesellschaften“ oder „Ghettos“ mitunter zwar 
geforderte, in den konkreten kommunalpolitischen Weichenstellungen 
aber kaum praktizierte Öffnung exklusiver lokaler Wohnungsteilmärkte 
endlich handlungswirksam werden. * Nur so kann erreicht werden, dass 
die derzeitigen Hauptwohnstandorte von Migranten, die traditionell die 
Eingangstore von Neuzuwanderern in den Städten bilden, nicht auf Dau-
er die alleinige Last der Integration tragen müssen und sich auch die 
anderen Stadtteile mit ihrer zumeist bildungsnäheren und einkommens-
stärkeren Bevölkerung daran beteiligen.

* In den lokalen politischen Diskursen ist besonders auffällig, dass die program-
matischen Forderungen zur Auflösung sog. „Ghettos“ zu dem tatsächlichen po-
litischen Entscheidungen bzw. Prioritätensetzungen der Kommunen nicht annä-
hernd kongruent sind. Wir plädieren an dieser Stelle - nicht zuletzt angesichts 
dessen politisch-historischer Aufladung in Deutschland - für eine äußerst zurück-
haltende Handhabung dieses Begriffs (vgl. Münch 2007, 23). Im Übrigen sind 
erhebliche Zweifel anzumelden, ob die sozial-räumliche Realität in den bundes-
deutschen Städten dessen Verwendung überhaupt rechtfertigt (vgl. Friedrichs 
1998, 255).

Dies soll keineswegs ein Plädoyer dafür sein, die in vielen Städten in der 
Vergangenheit unternommenen Bemühungen fortzusetzen oder gar wie-
der aufzunehmen, soziale Mischung durch eine sozialtechnisch gezielte 
Wohnungsvergabe herzustellen. Denn diese müssen angesichts der in 
unseren Städten vorzufindenden sozial-räumlichen Realitäten in der Tat 
als gescheitert angesehen werden (vgl. Häußermann 1998, S.164). Die 
bisherigen Ansätze einer sozial-räumlichen Belegungssteuerung - seien 
diese nun auf „erzwungene“ Mischung oder auf gezielte Trennung aus-
gerichtet - wären vielmehr einer kritischen Revision zu unterziehen (Pla-
nerladen 2005, 40f.). Tatsächlich hat das offene oder auch verdeckte 
Praktizieren von bestimmten Quoten als Höchstgrenzen für die Anzahl 
der Bewohner/innen aus ethnischen Minderheiten in der Vergangenheit 
das für diese Nachfragergruppen verfügbare Angebot noch zusätzlich 
eingeschränkt, führte im Ergebnis also zu einer weiteren Benachteiligung 
von Migranten.

Ziel einer Gleichstellungsstrategie auf dem Wohnungsmarkt müsste hin-
gegen die Erweiterung des Angebotsspektrums und die Sicherstellung 
von Freizügigkeit bei der Wahl des Wohnstandortes auch für Migranten 
sein. Dies kann einerseits durch die Beseitigung bislang bestehender 
institutioneller Schranken geschehen, andererseits durch die Schaffung 
bzw. Vermittlung zusätzlicher Wohnungsangebote in weniger von Armut 
geprägten Quartieren erreicht werden. Zwar darf die Reichweite der 
diesbezüglichen kommunalen Steuerungsmöglichkeiten keinesfalls über-
schätzt werden. Dennoch ist zu konstatieren, dass hier eine erhebliche 
Diskrepanz zwischen den in dieser Hinsicht seitens von lokaler Politik 
und Verwaltung oftmals bekundeten Intentionen und den faktischen stadt-
entwicklungspolitischen Weichenstellungen besteht.

Abb. 50: Handbuch der Bertels-
mann-Stiftung zu einer erfolgreichen 
kommunalen Integrationsarbeit
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In der Tat finden sich nur wenige Beispiele für anti-se-
gregative Strategien und Projekte in deutschen Städ-
ten. Sieht man einmal von einer kurzen Phase der eher 
dezentral-dispersen Errichtung von kleinen und mittel-
großen Projekten des Sozialen Wohnungsbaus nach 
dem 2. Weltkrieg ab (vgl. Häußermann 1998, 163). 
In der jüngeren Vergangenheit gilt dies etwa für die Be-
mühungen zur Auflösung von Obdachlosensiedlungen 
oder für die Unterbringung von Neuzuwander/innen 
(z.B. Spätaussiedler/innen) in Einzelwohnungen. Die 
bei Letzteren in der Vergangenheit oftmals noch prak-
tizierte Unterbringung in Übergangsheimen oder Ge-
meinschaftsunterkünften wird mit der Maßgabe der 
Vermeidung „unfreiwilliger“ Konzentrationen statt-
dessen mitunter zu Gunsten einer Direktvermittlung 
aufgegeben. Ergebnis ist die individuell-integrierte 
Platzierung der entsprechenden Zielgruppen (z.B. in 
Duisburg und Dortmund). Noch weitergehende An-
sprüche verbinden sich zumeist mit der Initiierung inte-
grativer multi-kultureller Wohn- und Siedlungsprojekte 
(z.B. Habitat-Siedlung in Hannover). 

Das Ausmaß und die Verfestigung der sozial und 
ethnisch segregativen Entwicklungen in US-ameri-
kanischen Stadtregionen sowie die damit einherge-
henden Abschottungs- und Ausgrenzungserschei-
nungen („NIMBY“, „Snob Zoning“ etc.) haben dazu 
geführt, dass dort im wissenschaftlichen Diskurs eben-
so wie in den darauf bezogenen Politiken Ansätze zur 
Öffnung „exklusiver“ Wohnungsteilmärkte und damit 
die Frage des „Zugangs“ schon seit geraumer Zeit ver-
mehrt diskutiert und ausgelotet wird (siehe Jargowsky 
2004). Zwar sind die Erfolge entsprechender anti-se-
gregativer Politiken - sei es von sog. „Moving-to-Oppor-
tunity“-Programmen (MTO) oder auch von Ansätzen 
eines „Inclusionary Zoning“ - bislang eher bescheiden 
geblieben (Abt Associates 1995; Abt Associates/Na-
tionale Bureau of Economic Research 2003). Dennoch 
könnte diese strategische Stoßrichtung - bei hierzulan-
de zudem noch deutlich weniger entwickelten und 
verhärteten segregativen Situationen - für die von 
Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt betroffenen 
Haushalte die individuellen Entscheidungsmöglich-
keiten durchaus erweitern. Wenn dies denn von den 
relevanten Akteuren in Politik, Verwaltung sowie Woh-
nungs- und Immobilienwirtschaft tatsächlich gewollt ist.
Vorauszusetzen wäre in jedem Fall, dass entspre-
chende Projekte zur Eröffnung zusätzlicher Wohn-
standortoptionen für Nachfrager aus einer der gesetz-
lich geschützten Gruppen streng nach dem Grundsatz 

Unterbringung von Neuzuwander/innen
in integrierten Wohnlagen (Münster)

Die Stadt Münster geht bei ihrem Projekt auf lokal-
politischer Ebene von der Überzeugung aus, dass 
Wohnen nach Spracherwerb der zweitwichtigste 
Indikator für gute Integration ist und die Kommune 
hier über zentrale Kompetenzen zur Intervention 
verfügt. Zielgruppe sind Spätaussiedler/innen.

Handlungsleitend für den Projektansatz sind fol-
gende Arbeitshypothesen:

-    Das Wohnen in ethnisch nicht-verdichteten 
Stadtteilen ist förderlich für die Integration.

-    Das „Andocken“ im jeweiligen Stadtteil, d.h. 
die Entwicklung von Kontakten zu den dort 
lebenden Einheimischen, kann durch systema-
tische Vermittlungs- und Lotsenarbeit gefördert 
werden.

-    Die Beeinflussung der Wohnungswahl von 
Spätaussiedlern in Münster und die Eröff-nung 
entsprechender Wohnstandortoptionen erfolgt 
ausschließlich durch Konsensbildung unter 
den beteiligten Akteuren ohne den Einsatz von 
Sanktionen.

Die den individuellen Integrationsförderplan un-
terzeichnende Familie verpflichtet sich dazu, 
nicht in die vier von der Stadt Münster ermittelten 
ethnisch segregierten Stadtteile zu ziehen. Die 
Integrationslotsen bieten Unterstützung bei der 
Wohnungssuche. Sie können gegenüber dem ein-
zelnen Vermieter auch als eine Art „Bürge“ für den 
neu Zugewanderten fungieren. Der auf höchster 
kommunaler Ebene mit den relevanten Akteuren 
(v.a. Wohnungswirtschaft, Wohlfahrtsverbände) 
erzielte gesellschaftlich-politische Grundkonsens 
verleiht der Arbeit der Integrationslotsen einen 
besonderen Nachdruck und Aufforderungscha-
rakter.

Neben dem Wohnungsmarkt kann sich die Lotsen-
funktion auf sehr unterschiedliche Situationen be-
ziehen: Freizeit, Behörden, Arbeitsmarkt, Bildung, 
etc. Gerade im Hinblick auf Verständigungspro-
bleme stützt sich die Arbeit auch auf das bereits 
in den 90er Jahren in Münster aufgebaute „Net-
werk für Integration“. Darin haben sich Sprach-
kursanbieter, Wohlfahrtsverbände, städtische 
Einrichtungen, diverse Vereine und Migrantenor-
ganisationen zusammen geschlossen.

(vgl. Michalowski, Ines / Snel, Erik / Svensson, Jörgen 
/ Thränhardt, Dietrich (2006): Zuwanderer integrie-
ren. Eine vergleichende Evaluation lokaler Programme 
in Münster und Enschede, Enschede / Münster) 
http://www.muenster.de/stadt/zuwanderung/pdf/
2006evaluation.pdf|16.05.07)
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der Freiwilligkeit betrieben werden. Es müsste also dem ein-
zelnen Haushalt überlassen bleiben, für welche Option er 
sich entscheidet, oder welche er ausschlagen will. Auch ein 
Wohnortzuteilungsgesetz, wie es als Steuerungsinstrument 
bei der Ansiedlung von Spätaussiedler/innen durchaus 
zum Einsatz kommen kann, dürfte nicht als Sanktionsmittel 
im Hintergrund drohen. Solche Initiativen dürfen sich also 
nicht von der sozial-technokratischen Vorstellung leiten las-
sen, eine irgendwie geartete „ideale“ Bevölkerungszusam-
mensetzung durch Wohnortzuweisung Maß schneidern zu 
wollen, selbst wenn diese euphemistisch als „sozial sensi-
ble Mischung“ tituliert würde. * 

* In der im Oktober 2007 erfolgten Einleitung eines Vertrags-
verletzungsverfahrens durch die Europäische Union gegen die 
Bundesrepublik Deutschland deutet sich ohnehin an, dass die in 
§ 19 (3) AGG den kommunalen, kirchlichen und privatwirtschaft-
lichen Wohnungsunternehmen eingeräumten Spielräume zur Un-
gleichbehandlung zwecks Stabilisierung der Bevölkerung (siehe 
Kapitel 1) möglicherweise nicht lange Bestand haben werden. 
Demnach wäre die Selektion der Mieter selbst mit dem Ziel der 
Schaffung bzw. Erhaltung einer ausgewogenen Mieterstruktur diskriminierend 
und ein nicht hinnehmbarer Verstoß gegen die Gleichbehandlungsrichtlinien der 
EU (vgl. http://www.focus.de/magazin/kurzfassungen/focus-_aid_145232.
html|26.11.07).

Gewisse Nähen zu den US-amerikanischen „Moving-to-Opportunity 
(MTO)“-Programmen lässt das Modellprojekt der kooperierenden Städte 
Münster und Enschede (Niederlande) erkennen (siehe Infokasten, Seite 
62). Im Rahmen der EU-Gemeinschaftsinitiative INTERREG IIIA haben 
diese Kommunen in Zusammenarbeit mit der EUREGIO und dem Land 
Nordrhein-Westfalen den Versuch unternommen, kommunale Integrati-
onsmodelle für Neuzuwanderer weiterzuentwickeln.

5.4  (Selbst-)Verpflichtungen der wohnungsmarktrelevanten Akteure

Mit dem „Nationalen Integrationsplan“ will die Bundesregierung neue 
Wege und Chancen zu einer koordinierten und integrierten Zusammenar-
beit der unterschiedlichsten Akteure in der Integrationspolitik beschreiten. 
Erstmals wird dabei auch systematisch mit dem Instrument von Selbstver-
pflichtungen gearbeitet. In mehreren thematischen „Integrationsgipfeln“ 
saßen Vertreter/innen der Bundesregierung, der Länder, der Kommunen, 
der Medien, der Kirchen und Verbände aus den unterschiedlichsten Be-
reichen mit Vertreter/innen von Migrant/innen zusammen und verstän-
digten sich auf die Inhalte eines Nationalen Integrationsplans als koope-
rativ-dialogisch angelegten Prozess. Im Themenfeld 5 „Integration vor 
Ort unterstützen“ finden sich bis dato nur explizit zugesagte Selbstver-
pflichtungen der Bundregierung, der Länder und Kommunen sowie der 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege. Die Beteiligung 
der Privatwirtschaft an diesen Anstrengungen (z.B. Wohnungs- und Im-

Abb. 51: Anwerbung von Kandidaten 
zur Teilnahme am MTO-Programm

Abb. 52: Nationaler Integrations-
plan der Bundesregierung
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mobilienwirtschaft, Medien) wartet hingegen noch auf eine weitere Kon-
kretisierung.

Einzelne Kommunen in Deutschland waren in der Vergangenheit Vorreiter 
in dem Bemühen, der Bekämpfung von Rassismus und Diskriminierung in 
der kommunalen Politik ein entsprechendes Gewicht zu geben und die lo-
kale Stadtgesellschaft auf die Auseinandersetzung mit dieser Thematik zu 
verpflichten. Dazu gehörte auch die Selbstbindung qua Beschlussfassung 
in den politischen Gremien. Neben weiteren großen und kleineren Städten 
aus dem Bundesgebiet (u.a. Berlin, Köln, Potsdam, Saarbrücken) hat es 
sich vor allem die Stadt Nürnberg auf Grund ihrer besonderen historischen 
Verantwortung zur Aufgabe gemacht, im überregionalen und internatio-
nalen Kontext Flagge zu zeigen und im Rahmen der „Europäischen Koaliti-
on der Städte gegen Rassismus“ Koordinierungsbeiträge zu übernehmen.

Der „10-Punkte Aktionsplan“ dieses Städtebündnisses zielt unter der 
„Verpflichtung Nr. 7“ auch auf die Verbesserung der „Chancengleich-

heit auf dem Wohnungsmarkt“. Insbesondere 
geht es um die Entwicklung konkreter Maßnah-
men zur Bekämpfung von Diskriminierung bei 
Vermittlung und Verkauf von Wohnungen. Als 
sinnvolle Beispiele für Aktivitäten werden ange-
führt:

-  „Entwicklung von Leitlinien oder Verhaltens-
kodices für städtische und private Unter-
nehmen, die auf dem Immobilienmarkt tätig 
sind, um Diskriminierungen bei Vermietung 
und Verkauf von Wohnraum zu bekämpfen

 -  Gewährung von Anreizen für Hauseigentü-
mer und Immobilienmakler, die sich zur Ein-
haltung des städtischen Verhaltenskodex‘ ge-
gen Diskriminierung verpflichten. 

-  Unterstützung von Personen, die von Diskri-
minierung betroffen sind, bei der Suche nach 
Wohnraum“ (vgl. http://www.menschen-
rechte.nuernberg.de/admin/uploads/files/
eccar_beitrittserklärung.pdf|26.10.07).

Durch die Installierung des Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) hat sich 
inzwischen gerade auch für die privaten Un-
ternehmen und Verbände der Handlungsdruck 
zur Positionierung gegenüber den hier erör-
terten Themen deutlich erhöht. Dominierten 
vor allem bei der Wohnungs- und Immobi-
lienwirtschaft vor und nach der Einführung 

des AGG zunächst noch Gesten der Abwehr, ostentativen Empörung 
oder gar des Entsetzens, so hat sie inzwischen durchaus eine Reihe 
von Aktivitäten entwickelt, mit den neuen Anforderungen im Hinblick 
auf die Gleichbehandlung bestimmter Minderheiten aktiv umzugehen.

WAZ 19.8.06

Gesetz wacht über Auswahl der Mieter

Haus & Grund warnt vor Diskriminierung

Sobald ein Vermieter eine freie Wohnung öffentlich an-
bie-tet, kann er mit dem neuen Antidiskriminierungsge-
setz, das am gestrigen Freitag in Kraft tritt, in Konflikt 
geraten. Darauf macht Haus & Grund seine Mitglieder 
aufmerksam.

Sobald ein Eigentümer die Mietwohnung in einer Zei-
tung inseriere, eine Anzeige im Internet aufgebe oder 
seine Absicht auch nur mündlich mitteile, so Hauptge-
schäftsführer Michael Mönig, werde die Auswahl unter 
den Bewerbern bedeutsam. Auf private Vermieter, die 
dabei einen Bewerber wegen dessen „Rasse“ oder „eth-
nischer Herkunft“ benachteiligten, könnten Schadenser-
satz- und Unterlassungsklagen zukommen. Wer mehr als 
50 Mietwohnungen im Bestand habe, müsse zusätzlich 
darauf achten, dass er keinen Mietinteressenten wegen 
dessen „Religion“, „Alters“ oder „sexueller Identität“ be-
nachteiligt.

Benachteiligung kann für Vermieter
vor Gericht enden

Nicht vom Antidiskriminierungsgesetz umfasst wird die 
Vermietung von Gewerbeflächen (sofern kein Massen-
geschäft). Außen vor sind auch Mietwohnungen im 
gleichen Haus oder auf dem gleichen Grundstück, das 
der Vermieter oder einer seiner Familienangehörigen 
bewohnt.
Weitere Infos hält die Broschüre „Rechtssicher vermie-
ten“ vor, die für 7,95 Euro in der H&G-Geschäftsstelle 
Elisabethstraße 4, oder im Internet unter www.haus-und-
grund.com zu beziehen ist.

Abb. 54: Artikel aus der WAZ 
(Westdeutsche Allgemeine Zeitung) 
vom 19.08.06

Abb. 53: 10-Punkte Aktionsplan 
der Europäischen Koalition „Städte 
gegen Rassismus“
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Über die Verbände der institutionellen Wohnungswirtschaft hinaus sind 
es in den Kommunen vor allem die lokalen Haus- und Grundeigentümer-
vereine („Haus + Grund“), die sich mit Informationsveranstaltungen oder 
-broschüren bemühen, ihre Mitglieder dahingehend zu wappnen, dass sie 
nicht in Folge von Unwissenheit in die durch das AGG befürchtete „Schul-
den-Falle“ geraten (z.B. WestfalenBlatt, Lokalteil Höxter vom 15.11.06: 
Vermieten auf „Nummer sicher“ - Neues Gleichbehandlungsgesetz ist 
Vortragsthema). Dies ist nachvollziehbar und legitim, zumal diverse Re-
gelungen des Gesetzes - etwa die definitorische Festlegung von „Massen-
geschäft“ auf 50 Wohnungen oder die Zulässigkeit der Differenzierung 
bei der Mieterauswahl zur „Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Be-
wohnerstrukturen“ - keinesfalls unstrittig sind (vgl. Metzger 2007, 47ff.).

Fehlentwicklungen wie etwa die Entstehung von Selbstbedienungsmentali-
täten in Vorstandsetagen und Managerkreisen haben insbesondere in den 
durch anglo-amerikanische Unternehmenskulturen geprägten internatio-
nalen Unternehmen schließlich dazu geführt, sich auf bestimmte ethische 
Standards für eine gute Unternehmensleitung und -kontrolle („Good Corpo-
rate Governance“) zu verständigen. Der dafür entwickelte Kodex ist zwar 
nicht verbindlich. Die börsennotierten Unternehmen sind aber verpflichtet, 
ihre Bemühungen in diese Richtung zu dokumentieren und zu veröffentli-
chen. Während erste Studien zeigen, dass sich gerade in Deutschland die 
großen Unternehmen noch schwer damit tun, verweisen Kritiker bereits 
darauf, dass solche Selbstverpflichtungen in Form relativ unverbindlicher 
Empfehlungen nicht weit genug gehen und zudem leicht auszuhebeln seien.

Nicht zuletzt in Folge der Globalisierung von Wirtschaftsbeziehungen 
zeigen sich auch hierzulande insbesondere bei größeren Unternehmen 
zugleich aber vermehrt Tendenzen, in ihren werteorientierten Unterneh-
mensleiterbildern neben der Bezugnahme auf die Allgemeinen Men-
schenrechte auch die Förderung von „Chancengleichheit und Diversity“ 
als normative Zielgröße zu benennen. Im Rahmen von „Diversity“-Kon-
zepten wird beispielsweise in der Regel herausgestellt, dass eine multi-
ethnische Zusammensetzung der eigenen Mitarbeiterschaft als innovative 
Ressource zu betrachten sei. *

* Konzepte eines „Diversity Managements“ zielen darauf ab, Strategien eines 
Multikulturalismus und der Chancengleichheit auch in der Entwicklung von Or-
ganisationen zu verfolgen (Döge 2004, 11ff.).

Auch der Wohnungs- und Immobilienmarkt bleibt von solchen Entwick-
lungen nicht unberührt. So finden sich in der Immobilienwirtschaft durch-
aus Beispiele, die dafür stehen, dass sich einzelne Unternehmen oder 
auch Mitgliederorganisationen auf die Anforderungen des Deutschen 
Corporate Governance Kodex (DCGK) verpflichten. Bemühungen, in die-
sem Rahmen auch den Anforderungen des AGG eine besondere Auf-
merksamkeit zu widmen, lassen aber noch auf sich warten. Dies kann 
angesichts der bisherigen Reaktionen auf Seiten der Wohnungs- und Im-
mobilienwirtschaft auf die Einführung des AGG in Folge der Umsetzung 
der Antidiskriminierungsrichtlinie 2000/43/EG auf nationaler Ebene al-
lerdings auch nicht weiter überraschen.
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Die Herausgeber von Tageszeitungen mit Wohnungsannoncen oder die 
Betreiber von Online-Immobilien- und -Wohnungs-Börsen könnten eben-
falls einen Beitrag leisten und beispielsweise einen „Nicht-Diskriminie-
rungs-Kodex“ für Immobilienanbieter als unverzichtbaren Bestandteil ihrer 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen formulieren. Dies wären eindeutige 
Signale dahingehend, dass in der jeweiligen Tageszeitung oder dem 
jeweiligen Online-Angebot keine diskriminierenden Anbieter geduldet 
werden. Einrichtungen wie Schufa oder Creditreform, denen zumindest 
nachgesagt wird, dass sie mit sozial-räumlich angelegten „Scoring-Syste-
men“ bei der Ermittlung der Kreditwürdigkeit von Haushalten arbeiten, 
sollten sich ausdrücklich gegen die offene oder verdeckte Verwendung 
von ethnischen Indikatoren aussprechen. Dies gilt auch für Datendienst-
leister wie Infas oder Microm, die inzwischen zahlreiche Daten für ein 
treffsicheres Geomarketing durch große Unternehmen bereithalten, wo-
bei digitale Informationen über lokale Milieus, Kaufkraft, Wohnadressen 
usw. zusammen geführt werden (vgl. Handelsblatt 28.09.06).

„Chancengleichheit“ und „Diversity“ nach außen und nach innen zu 
praktizieren, würde z.B. den Wohnungsunternehmen abverlangen, mit 
Differenz und Vielfalt produktiv umzugehen. Die allmähliche Hinwen-
dung zu Migranten als Kunden ist wohl unvermeidlich, auch wenn sie 
sich zunächst vor allem dort durchsetzen wird, wo auf absehbare Zeit in 
Folge von demografischen Schrumpfungsprozessen ein Angebotsüber-
hang marktbestimmend geworden ist. Auch im Hinblick auf die Diversifi-
zierung nach innen werden die Wohnungsunternehmen nicht mehr lange 
umhin kommen, dass sich insbesondere in der Zusammensetzung der 
eigenen Mitarbeiterschaft und in den vorhandenen Mitbestimmungsgre-
mien (Mieterbeiräten etc.) sowie in den Selbstverwaltungsorganen der 
Genossenschaften zukünftig vermehrt die Vielfalt ihrer Kunden abbildet.

Noch zeigen die meisten Unternehmen in dieser Beziehung eine deut-
liche Zurückhaltung. Manche allerdings haben die Notwendigkeit bereits 

erkannt, zumindest ihre vorhandene Mit-
arbeiterschaft durch Qualifizierungsmaß-
nahmen besser auf die Anforderungen 
von Zuwanderern einzustellen. Neben 
Fortbildungsveranstaltungen für das obere 
und mittlere Management gehören dazu 
etwa auch Schulungen für Kundenberater 
oder Trainingsmaßnahmen für Hausmei-
ster bzw. Conciergen. Sie zielen auf die 
Vermittlung von Kontextwissen und auf 
eine interkulturelle Sensibilisierung und 
Öffnung und sollen nicht zuletzt der Ent-
wicklung der Kooperations- und Streitkul-
tur dienen. *

* Exemplarisch hierfür steht die Kooperationsvereinbarung zwischen dem Pla-
nerladen e.V. und sieben Wohnungsunternehmen mit Beständen in der Dort-
munder Nordstadt. 

Abb. 55: Info-Blatt zum Projekt 
„Brücken bauen zwischen den 
Welten“ des Planerladens
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